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„Aktion Willkommen" 
CDU begrüßt die Aussiedler in ihrer neuen Heimat 
Und hilft ihnen bei der Eingliederung 

Helmut Kohl: 

Sie kommen 
als Deutsche 
su Deutschen 
200000 Deutsche werden als Aus- 
J'edler in diesem Jahr in unser Land 
Kommen. Sie wollen nach schweren 
Reiten wieder als Deutsche unter 
deutschen leben. Sie sind uns herz- 
l'ch willkommen. Die CDU will 
'hiien helfen, sich bei uns recht bald 
^nzuleben. Der Parteivorsitzende, 
Bundeskanzler Helmut Kohl, hat 
Jas als einen „Akt nationaler Soli- 
darität" bezeichnet. „Mein Wunsch 
'st es, daß wir sie mit offenen 
Jörnen empfangen." Die CDU-Ver- 
bände sind aufgerufen, mitzuma- 
?j)*n. In dieser UiD-Ausgabe finden 
^fe alles Wissenswerte zum Thema 
Jd eine Menge Tips für Ihre 
Aktionen. 

So können Sie helfen 

• Aktionen und Tips 
Vorschläge für unsere Orts-, 
Bezirks- und Kreisverbände. 
Seite 5 

• Flugblätter 
Die Bundesgeschäftsstelle wird 
auch Flugblätter herausgeben, 
mit denen Sie sowohl die 
Bevölkerung wie auch die 
Aussiedler selbst ansprechen 
können. Seite 6 

• Im grünen Teil 
dieser Ausgabe finden Sie als 
Dokumentation eine 
argumentative Ausarbeitung zum 
Thema und das vom 
Bundeskabinett beschlossene 
Sonderprogramm zur 
Eingliederung der Aussiedler. 
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Ein Akt nationaler Solidarität 
Die deutschen Aussiedler aus den Ost- 
block-Staaten können mit der vollen 
Solidarität der Bundesregierung, der 
Parteien und anderer Organisationen 
rechnen. Vor der Pressekonferenz in 
Bonn erklärte Helmut Kohl 
(31. August 1988): Die Bundesregie- 
rung hat sich heute erneut eingehend 
mit der Situation der deutschen Aus- 
siedler befaßt und einstimmig ein Son- 
derprogramm gebilligt, das zu einer 
schnelleren und wirkungsvolleren Ein- 
gliederung der Aussiedler beitragen 
wird. 

Wie Sie wissen, ist die Zahl der Aussied- 
ler seit Sommer 1987 sprunghaft angestie- 
gen. Bis 1986 kamen etwa 40000 pro Jahr 
zu uns in die Bundesrepublik Deutsch- 
land, 1987 waren es rd. 86000, dieses Jahr 
erwarten wir bis zu 200000, also fast fünf 
mal mehr als noch vor zwei Jahren. Ich 
beurteile diese Entwicklung positiv und 
sehe in ihr auch einen Erfolg der konti- 
nuierlichen Anstrengungen der Bundesre- 
gierung, den Deutschen in den Siedlungs- 
gebieten Ost- und Südosteuropas zu hel- 
fen. 
In der gegenwärtigen Situation geht es 
um drei Bereiche von Hilfen für die Aus- 
siedler: 
1. die Ausschöpfung der Bundeskompe- 
tenzen, was mit dem heute beschlossenen 
Sonderprogramm geschehen ist; 
2. die Unterstützung der Länder bei den 
in ihren Verantwortungsbereich fallenden 
Wohnungsbaumaßnahmen; auch darüber 
ist heute im Kabinett ein Beschluß gefaßt 
worden;und 
3. um Hilfen, die von Organisationen, 
gesellschaftlichen Gruppen und von 
jedem einzelnen unmittelbar in persönli- 
chem Kontakt mit den Aussiedlern gelei- 
stet werden können. 

Schwerpunkt des Sonderprogramms 
sind: 
• Sprachförderung 
• schulische und berufliche Eingliede- 
rung 
• individuelle Beratung und Betreuung 
durch die Vertriebenen- und die Wohl- 
fahrtsverbände. 
Die Maßnahmen sind vor allem darauf 
gerichtet, die durch den hohen Aussied- 
lerzugang entstandenen aktuellen 
Schwierigkeiten zu beseitigen. Im übrigel1 

können sich Bund, Länder und Gemein- 
den bei der Eingliederung auf einen 
bewährten und umfassenden gesetzliche11 

und administrativen Rahmen stützen, der 

schon in der Vergangenheit ständig 
neuen Erfordernissen und Bedürfnissen 
angepaßt worden ist. 
Bevor ich zu den wichtigsten Maßnah- 
men komme, möchte ich zunächst etwas 
Grundsätzliches sagen: 

Staatliche Hilfe allein genügt nicht. 
Eine erfolgreiche Eingliederung der AUS' 
siedler in unser wirtschaftliches und 
gesellschaftliches Leben kann nur gelin' 
gen, wenn alle bereit sind, unsere deut- 
schen Landsleute als gleichberechtigte 
Bürger zu akzeptieren und ihnen mit Vef' 
ständnis und Hilfsbereitschaft zu begeg' 
nen. 
Die Aussiedler sind Deutsche, die bis 
heute besonders schwer unter den Folge 

des Zweiten Weltkrieges leiden. Es wäre 
beschämend, wenn diesen Menschen, d» 
sich — allen Widrigkeiten zum Trotz -~ 
immer wieder zu ihrer deutschen Her- 
kunft und Kultur bekannt haben, bei uns 
Gleichgültigkeit oder gar Ablehnung en 
gegenschlüge. 
Mein Wunsch ist, daß wir diese Lands- 
leute mit offenen Armen empfangen. N 
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'fiand von uns sollte vergessen, daß es 
den meisten von uns gut geht, während 
diese Landsleute in der Regel aus 
Bedrückung und Not zu uns kommen. 
Wir sollten dabei nicht nur über Solidari- 
tät reden, sondern sie auch wirklich prak- 
l|zieren. 

Wir sollten das Menschenmögliche dafür 
jjjn, daß diese Menschen hier eine neue 
Heimat finden. 
Unsere neuen Mitbürger aus den Aus- 
S|edlungsgebieten sind ein Gewinn für 
Jjnser Land und unsere Gesellschaft, und 
^as nicht nur unter demographischen 
Gesichtspunkten. Es muß für uns selbst- 
verständlich sein, den Aussiedlern eine 
neue Heimat zu geben und gerade den 
'elen jungen Menschen unter ihnen eine 

gesicherte Zukunft in Freiheit zu bieten, 
k'n besonderes Problem ist, daß viele 
^Ussiedler — besonders aus der jüngeren 
Generation — über keine oder nur 
geringe Deutschkenntnisse verfügen. Das 
'st nicht ihr Verschulden. Man muß sich 
ewußt sein, daß es den meisten Aussied- 
ln verwehrt war, unsere Sprache zu 
fernen. Deshalb ist der Bedarf an inten- 
lven Sprachkursen gestiegen; denn die 
Prachförderung ist eine der wichtigsten 
Aussetzungen für die berufliche und 

^sellschaftliche Eingliederung. Dies 
edingt eine erheblich höhere Mittelver- 

jjjjbe durch die Bundesanstalt für Arbeit, 
ber auch eine bessere Organisation der 
Urse, wenn man zum Beispiel an Mütter 
11 Kindern denkt, die zusätzlicher 
etreuung — etwa durch Kindergärten 

^ bedürfen. 
er Bund hat bereits mit Anstieg der 

Jussiedlerzahlen die Mittel für Einglie- 
erungsmaßnahmen erheblich erhöht 
nd eine Reihe personeller und organisa- 
0r'scher Vorkehrungen getroffen. 

o Wurde beispielsweise ab 1. Januar 
88 die Höchstdauer der Sprachförde- 

Ung von 8 auf 10 Monate erhöht. Die 

Aufnahmeeinrichtungen in Friedland, 
Nürnberg und seit 1. Februar 1988 auch 
in Unna-Massen sind vom Bund bereits 
personell und zusammen mit den beteilig- 
ten Ländern auch in ihrer Kapazität 
erheblich erweitert worden. 
Zusätzlich zu diesem Sonderprogramm 
hat die Bundesregierung ein Finanzielles 
Angebot an die Länder zur Durchfüh- 
rung dringend erforderlicher Wohnungs- 
baumaßnahmen beschlossen. Der Bund 
ist für 1989 bereit, über die Länder für die 
Schaffung von 30000 neuen Wohnungen 
für Aussiedler — das betrifft Neubau-, 
aber auch Umbau-, Ausbau- und Erweite- 
rungsmaßnahmen — 750 Millionen DM 
in Form von Zuschüssen zur Verfügung 
zu stellen. 
Wir werden den Ländern vorschlagen, 
die Mietbindung für diese Wohnungen 
auf fünf Jahre zu befristen, weil nach 
aller Erfahrung die Aussiedler innerhalb 
weniger Jahre hier wirtschaftlich voll 
integriert sind. Wir gehen davon aus, daß 
es bei Bundeszuschüssen von je 25000 
DM pro Wohnung und Ländermitteln in 
gleicher Höhe und einer so kurzen Bin- 
dungsfrist gelingen wird, schnell ein 
zusätzliches Angebot von 30000 Woh- 
nungen bereitzustellen. 

Um die zügige Umsetzung aller beschlos- 
senen Maßnahmen sicherzustellen, habe 
ich bereits für Freitag, den 9. September 
1988 die Regierungschefs der Länder und 
die Repräsentanten der kommunalen 
Spitzenverbände zu einer Besprechung 
eingeladen. 

Wenn im Jahr 1990 der starke Zuzug von 
Aussiedlern anhalten sollte, womit wir 
rechnen, wird die Bundesregierung noch- 
mals die notwendigen Finanzhilfen zur 
Verfügung stellen. 
Zur Frage des Wohnungsbaus für Aus- 
siedler noch eine Anmerkung: In der Dis- 
kussion sind auch andere Lösungsmo- 
delle. Wir sind aber zu der Auffassung 
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gelangt, daß die Aussiedler aus dem vor- 
handenen Wohnungsbestand nicht aus- 
reichend versorgt werden können. Der 
Mietwohnungsmarkt ist gerade dort wie- 
der angespannt, wo Beschäftigungschan- 
cen für Aussiedler bestehen. 
Auch der frei finanzierte Mietwohnungs- 
Neubau kann keinen wesentlichen Bei- 
trag zur Wohnraumversorgung leisten; 
denn für Neubauwohnungen werden in 
aller Regel Mietpreise gefordert, die die 
Aussiedler nicht bezahlen können. 
Abschließend noch folgende Erläuterun- 
gen: Durch die erhöhte Zahl der Aussied- 
ler wird sich auch die Zahl derjenigen 
erhöhen, die zur Eingliederung in den 
hiesigen Arbeitsmarkt einer beruflichen 
Fortbildung oder Umschulung bedürfen. 
Auch in diesem Punkt ist mit zusätzlichen 
finanziellen Belastungen für die Bundes- 
anstalt für Arbeit zu rechnen. 

Eine sachgerechte individuelle soziale 
Beratung und Betreuung von nunmehr 
200000 Aussiedlern pro Jahr ist mit der 
vorhandenen Kapazität nicht möglich. 
Deshalb werden wir bereits 1989 und ent- 
sprechend auch für die Folgejahre die 
Zuschußmittel des Bundes an die Betreu- 
ungsorganisationen — nämlich die Spit- 
zenverbände der freien Wohlfahrtspflege 
und die Vertriebenenverbände — erhö- 
hen. 

Aber ich betone noch einmal: staatliche 
Maßnahmen allein genügen nicht. Erfor- 
derlich ist die Mitwirkung aller. Bei der 
Eingliederung unserer Landsleute han- 
delt es sich um eine nationale Aufgabe, 
um eine gesamtgesellschaftliche Heraus- 
forderung. Deshalb werde ich auch in 
einer weiteren Besprechungsrunde mit 
den Kirchen und den gesellschaftlichen 
Gruppen zusammentreffen, um mit ihnen 
über ihre Beiträge zur Eingliederung der 
Aussiedler zu sprechen; denn sie alle ste- 
hen bei der Lösung der Probleme in der 
Verantwortung. 

Wir sind bereits in Kontakt mit einigen 
Organisationen. Ich begrüße, daß z. B. 
vom Handwerk, aber auch vom Gastge- 
werbe Beschäftigungsinitiativen angebo- 
ten worden sind. Auch darüber müssen 
wir noch intensiv sprechen. 
Die Bundesregierung appelliert an alle 
Bürger in unserem Lande, den zu uns koiH' 
menden Aussiedlern, sei es durch die über' 
nähme von Familienpatenschaften oder a"' 
andere Weise, das Gefühl zu vermitteln, 
daß wir an ihrem Schicksal Anteil nehme0 

und sie herzlich in unsere Mitte aufneh- 
men. 
Um mehr Verständnis für die nationale 
Aufgabe der Eingliederung der Aussied- 
ler zu wecken und die Solidarität der eil' 
heimischen Bevölkerung mit den Aus- 
siedlern zu fördern, ist eine intensive 
Öffentlichkeitsarbeit erforderlich. Dabei 
bitte ich auch um Ihre Unterstützung. 

Zweites Flugblatt 
Außer dem im UiD abgedruckten Flug* 
blatt „Aussiedler sind herzlich willkom- 
men" gibt es noch ein zweites Flugblatt, 
das sich direkt an die Aussiedler wen- 
det, und zwar auch in russischer, rumä- 
nischer und polnischer Sprache. Dieses 
Flugblatt wird den Kreisverbänden 
zugeschickt. 

Drei neue Abgeordnete 
Alfred Dregger, CDU/CSU-Fraktions- 
vorsitzender, begrüßte in der ersten Fra*' 
tionssitzung nach der Sommerpause dre' 
langjährige Abgeordnete von CDU und 
CSU, die bei der Bundestagswahl 1987 
kein Mandat erhalten hatten, jetzt aber* 
den Bundestag nachgerückt sind. Für 
Karl Heinz Lemmrich ist Hans Graf 
Huyn (CSU) wieder dabei, für Alfred 
Sauter rückte Reinhold Kreile (CSU) 
nach, und für Ex-Verteidigungsminister 
Manfred Wörner sitzt Klaus Jäger (CDU' 
wieder im Parlament. 
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So helfen wir den Aussiedlern 
Ms Akt der nationalen Solidarität und 
a'S zwingende Notwendigkeit hat Bun- 
deskanzler Helmut Kohl die Aufgabe 
^zeichnet, den jetzt in großer Zahl 
^e> uns eintreffenden Aussiedlern zu 
"e'fen. Das sollte gerade für uns 
Christdemokraten gelten. 

^eben der vordringlichen Beschaffung 
°n Arbeitsplätzen und Wohnungen gibt 
s eine Fülle von Problemen, wo wir als 

^-DU helfend eingreifen können: 

* Patenschaften: 
tlne hervorragende Gelegenheit, Aus- 
'edler mit offenen Armen und tatkräfti- 

ger Hilfe zu unterstützen, bieten Paten- 
Schaften. Dazu können CDU-Verbände 

°- einen Gesprächs- und Patenschafts- 
e's gründen, in dem sich Aussiedler 

[jteelmäßig mit CDU-Mitgliedern und 
freunden treffen, um Bekanntschaften 

*u schließen. CDU-Verbände können 
arüber hinaus persönliche Patenschaf- 

en einzelner CDU-Mitglieder für Aus- 
'edler vermitteln. Der Parteivorsitzende, 

Bundeskanzler Helmut Kohl, ist gründ- 
lich bereit, bei solchen Patenschaften 
"e Schirmherrschaft zu übernehmen, 
eitere Einzelheiten darüber teilt Ihnen 

•e Bundesgeschäftsstelle gern mit. 

. Die CDU regt für die Aussiedler Inten- 
"Vsprachkurse, z. B. über die lokalen 
°'kshochschulen, an. In Gemeinden, wo 
Ur kleine Gruppen ansässig sind, sollte 
üf die Mindestteilnehmerzahl verzichtet 

werden. 

y Die Sprache zu lernen, dauert Zeit. 
Om CDU-Freundeskreis werden daher, 
s Sofortmaßnahme, Bürger angespro- 

. en, die die jeweiligen Landessprachen 
r Aussiedler beherrschen, um „Sprech- 

ünden" anzubieten. Auch bei Behör- 

dengängen öffnet ein ehrenamtlicher 
Dolmetscher oft Tore, die sonst ver- 
schlossen geblieben wären. 

• Draht zur CDU. Wenn Not am Mann 
ist, hilft die CDU weiter. Angebot an alle 
Aussiedler, sich an die örtliche CDU zu 
wenden. 

• Die CDU-Fraktion beschließt oder 
bringt als Antrag ein, daß bestehende 
Vereine, die sich um die Eingliederung 
von Aussiedlern kümmern, von der Kom- 
mune unterstützt werden. 

• Integration durch Information. 
Gesprächsgruppen, bei denen die CDU 
jeweils den Referenten besorgt, werden 
zu unterschiedlichen Themen angeboten, 
z. B.: Wohnrecht, Arbeitsrecht, Versiche- 
rungsschutz, Berufsausbildung, Weiterbil- 
dungschancen. 

• Hallo, neuer Nachbar! Unter diesem 
Motto lassen sich zahlreiche Aktionen 
anregen. Beispielsweise: 

— Urlaubsmitfahrten für Aussiedlerkin- 
der 
— Seniorennachmittage 
— Patenschaften für Familien 
— Gemeinsame Wochenenden verbrin- 
gen 
— Nachbarschaftstreffen durchführen 
— Die neue Heimat kennenlernen 

• Bundestagsabgeordnete sollten ihr Rei- 
sekontingent nach Bonn nutzen, um auch 
Aussiedler einzuladen. 

• Sportvereine machen mit! Sprechen Sie 
die örtlichen Sportvereine an und regen 
Sie Sonderkonditionen für Neubürger an. 
Nichts treibt die Integration schneller 
voran — gerade bei Jugendlichen — als 
aktiv in einer Mannschaftssportart mitzu- 
machen. 



Aussiedler sind 
herzlich willkommen 
Sie kommen als Deutsche zu uns Deutschen 
200 000 Deutsche werden als Aussied- 
ler in diesem Jahr in unser Land kom- 
men. Weil sie sich in ihrer bisherigen* 
Heimat zu ihrem Deutschtum be- 
kannten, mußten sie schwere Be- 
nachteiligungen in Kauf nehmen, 
wurden diskriminiert und sogar ver- 
folgt. Das Recht auf die Pflege deut- 
schen Brauchtums und der Gebrauch 
der deutschen Sprache wurde ihnen 
teilweise verwehrt. Sie verlassen ihre 
über Jahrhunderte und Generatio- 
nen angestammte Heimat, weil sie 
ihnen zur Fremde gemacht wurde. 
Sie wollen wieder als Deutsche unter 
Deutschen leben. 

Unsere Landsleute sind uns hier herz- 
lich willkommen! Wir wollen ihnen 
helfen, sich bei uns recht bald einzu- 
leben.  Bundeskanzler Helmut  Kohl 

hat es als einen „Akt der nationalen 
Solidarität" bezeichnet, den Aussied- 
lern mit Menschlichkeit zu begegnen 
und ihnen die Eingewöhnung in das 
Leben bei uns zu erleichtern. Mit ein 
wenig Hilfsbereitschaft und Freund- 
lichkeit, mit einem Ratschlag oder 
auch einfach nur mit ein paar guten 
Worten. 

Bundeskanzler Helmut Kohl: 
„Mein Wunsch ist, daß wir sie mit 
offenen Armen empfangen." 

Wenn wir alle zusammenhalten, 
wenn Bund, Länder und Gemeinden, 
wenn die Kirchen, wenn viele soziale 
Organisationen und jeder Einzelne 
von uns in seinem Umfeld jetzt hel- 
fen, dann werden diese Deutschen 
sich bei uns bald wohl fühlen. 

Denken wir daran: Deutsche, die zu uns kommen, 
haben ein Recht auf unsere Hilfe. 

CDU 
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Gerhard Stoltenberg: 

Haushalt 1989 sichert Stabilität 
und Wachstum 
°ei der Einbringung des Bundeshaus- 
haltes 1989 und des Finanzplans 1988 
bis 1992 hielt Bundesfinanzminister 
Gerhard Stoltenberg folgende Rede: 
J^te Entscheidungen zum Entwurf des 
Bundeshaushalts 1989 und der mittel- 
'r>stigen Finanzplanung stehen unter 
aen Vorzeichen erheblicher neuer 
Anforderungen an den Staat, grundle- 
gend verbesserter wirtschaftlicher 
~aten und Erwartungen sowie einer 
Ruhest im mii ni» von Ausgaben und 
'einnahmen im Verhältnis von Bund, 
^ändern und Europäischer Gemein- 
schaft. Der vorgelegte Etat setzt auch 
anter veränderten Bedingungen den 
•»Urs sparsamer, verantwortungsvoller 
Verwendung öffentlicher Mittel fort 
und trägt dazu bei, das Wachstum 
Unserer Volkswirtschaft nachhaltig zu 
'ordern. 

T^sentlich ist, daß die in diesem Jahr 
aurch Sonderfaktoren vorübergehend 
rnöhte Neuverschuldung wieder deut- 
en zurückgeführt wird. Sie soll nach 

*napp 40 Milliarden DM 1988 auf weni- 
8j-r als 32 Milliarden DM im Jahr 1989 
"sinken. Die Bundesregierung will am 

^'e' stabiler Grundlagen für die öffentli- 
"e Finanzwirtschaft festhalten. 

ü'e Ausgaben im Bundeshaushalt 1989 
^Uen um 4,6 Prozent auf 288 Milliarden 

M zunehmen. Der Anstieg ist damit 
eutlich höher als in den letzten sechs 
ahren, als er durchschnittlich nur zwei 

^J°zent betrug. Diese einmalig erhöhte 
achstumsrate ist auf die vereinbarten 
sätzlichen Leistungen des Bundes an 

rukturschwache Länder in Höhe von 

2,45 Milliarden DM sowie auf Zuschüsse 
an die Bundesanstalt für Arbeit von 3,3 
Milliarden DM zurückzuführen. Ohne 
diese Sonderfaktoren wäre der Ausgaben- 
anstieg bei 2,5 Prozent geblieben. 1990 
soll der Zuwachs wieder auf etwa zwei 
Prozent - 1991 und 1992 auf 2,5 Prozent 
— zurückgeführt werden. 
Die Entwicklung der öffentlichen Finan- 
zen ist in den Ablauf wirtschaftlicher Ent- 
wicklungen und ihrer manchmal kurzfri- 
stigen Schwankungen eingebunden. So 
sind gewisse Abweichungen von ange- 
strebten Zielgrößen und quantitativen 
Orientierungen in einer Zeit des raschen 
Wandels der Prognosen unvermeidbar. 
Stetigkeit und Verläßlichkeit in der 
Finanzpolitik heißt deshalb vor allem, 
langfristig an klar gesetzten Zielen und 
Grundsätzen festzuhalten und auch unter 
veränderten Bedingungen die für richtig 
erkannten Konzeptionen Zug um Zug zu 
verwirklichen. 
Für das laufende Haushaltsjahr 1988 hat- 
ten wir im Herbst letzten Jahres für die 
Nettokreditaufnahme einen Rahmen von 
29,5 Milliarden DM vorgesehen. Die 
schon damals zu erwartenden, im Volu- 
men zunächst aber noch nicht abschätz- 
baren Einnahmeverluste durch erhöhte 
Finanzierungsbeiträge an die Europäi- 
sche Gemeinschaft sollten — wie bereits 
von der Koalition Anfang 1987 vereinbart 
und angekündigt — durch eine maßvolle 
Anhebung bei den Verbrauchsteuern aus- 
geglichen werden. 
Um den Jahreswechsel ergab sich jedoch 
eine erheblich veränderte Lage: 
• Nach den weltweiten Erschütterungen 
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an den Devisen- und Aktienmärkten wur- 
den die Wachstumserwartungen für das 
Jahr 1988 beträchtlich zurückgenommen. 
Vor allem von der deutschen Opposition 
wurde die Gefahr einer Rezession in 
düstersten Farben beschworen. 

• Der in den letzten sechs Wochen 1987 
überraschend starke Kurseinbruch des 
US-Dollars erreichte Ende Dezember sei- 
nen Tiefpunkt. So entfiel die eingeplante 
Ablieferung des Bundesbankgewinns von 
sechs Milliarden DM aufgrund des plötz- 
lich eingetretenen Abschreibungsbedarfs 
nahezu völlig. 
Wir haben in jenen Wochen der Unruhe 
und des übergroßen Pessimismus den ver- 
breiteten Forderungen nach hektischen 
Aktionen widersprochen. Aber in Über- 
einstimmung mit dem Sachverständigen- 
rat und den führenden internationalen 
Organisationen rechneten auch wir mit 
einem verhalteneren Wachstum. Deshalb 
schätzten wir im Jahreswirtschaftsbericht 
für 1988 einen Zuwachs des realen Brut- 
tosozialproduktes von nur 1,5 bis höch- 
stens zwei Prozent, was damals von der 
sozialdemokratischen Opposition und 
manchen Kommentatoren scharf als illu- 
sionärer Zweckoptimismus angegriffen 
wurde. Aufgrund der vorhergesagten 
Wachstumsstockung entschlossen wir 
uns, ein höheres Haushaltsdefizit vor- 
übergehend hinzunehmen und die vorge- 
sehene Anhebung der Verbrauchsteuern 
auf 1989 zu verschieben. 
Wir haben bereits am Jahresanfang klar 
gesagt, daß die sich abzeichnende Netto- 
kreditaufnahme von etwa 40 Milliarden 
DM nur kurzfristig vertretbar sei. Das 
Kabinett erklärte in seinem Beschluß 
vom 7. Januar, bereits im Haushaltsjahr 
1989 müsse wieder eine Größenordnung 
von etwa 30 Milliarden DM angestrebt 
werden. 
Dabei haben wir massiven Forderungen 
nach zusätzlichen milliardenschweren 

und kreditfinanzierten Ausgabenpro- 
grammen ebenso widerstanden wie viel- 
fältigen Appellen, die Steuern schneller 
und umfassender zu senken. So konnten 
eine noch wesentlich höhere Ausweitung 
der Nettokreditaufnahme abgewehrt, 
erhebliche Zusatzbelastungen vom Bun- 
deshaushalt abgewendet und das Ver- 
trauen in die Berechenbarkeit der Finanz' 
politik gestärkt werden. 

Konjunkturelle Entwicklung 
besser als erwartet 
Seit dem Jahresanfang hat sich der 
zunächst verhangene wirtschaftliche Hori' 
zont aufgehellt. Die Wachstumsdynamik 
verstärkte sich erheblich. Zu einer über 
Erwarten guten Exportentwicklung kom- 
men vor allem die erhebliche Steigerung 
der Binnennachfrage und als wichtigster 
Trend seit einigen Monaten ein sehr star- 
ker Anstieg der privaten Investitionen. 
So haben der private Verbrauch im ersten 
Halbjahr voraussichtlich um über drei l'r" 
zent, die Ausrüstungsinvestitionen der 
Unternehmen sogar um rund 4,5 Prozent 
real zugenommen. Statt 1,5 bis zwei Pro- 
zent rechnen wir jetzt mit drei Prozent re** 
lern Wachstum. 
Zu dieser positiven Wende hat unsere P0'1' 
tik einen maßgeblichen Beitrag geleistet« 

Vor allem durch ein sehr hohes Maß an 
Preisstabilität und die Steuersenkungen 
stiegen die real verfügbaren Einkommen 
der Bürger 1986 und 1987 durchschnittlich 

jeweils um gut vier Prozent an. 1988 wer- 
den es voraussichtlich erneut 3,5 Prozent 
sein. Man muß sehr weit in der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutsc"' 
land zurückgehen, um sich an eine ver- 
gleichsweise eindrucksvolle Entwicklung 
über jetzt drei Jahre hinweg zu erinnern 
Diese Zahlen widerlegen die ständig 
gebetsmühlenartig wiederholte 
Propagandaparole der SPD, unsere Pol'' 
tik sei gegen die Interessen der breiten 
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Richten der Bevölkerung gerichtet, 
^rner mehr Menschen wissen, was Preis- 
tabilität für sie tatsächlich an sozialem 

h°rtschritt bedeutet. 

p lr haben aktiv und erfolgreich an der 
. Neuerung und Vertiefung der scheinbar 
J11 Herbst gefährdeten internationalen 

Usammenarbeit der Industrieländer in 
er Wirtschafts-, Währungs- und Han- 
e,spolitik mitgewirkt. Es gibt bei allen 
Verschieden im einzelnen eine wach- 
se Übereinstimmung in den vorrangi- 

*en Zielen. Dies wird in der Finanz- und 
0r allem Steuerpolitik der Industrielän- 
er ebenso sichtbar wie in dem gemeinsa- 
en Bemühen, starke Ausschläge bei den 

. echselkursen zu vermeiden und in den 
erhandlungen für eine schrittweise Öff- 

nung der Märkte. 
t> 

°rtsetzung des stetigen 
Aufschwunges auch 1989 
K gehen mit dieser gestärkten Dynamik 
^das Jahr 1989. Die gute Konstitution 
nserer Volkswirtschaft begründet die 
Wartung, daß der Aufschwung auch im 

'e|>ten Jahr anhalten wird. 

.acn sechs Jahren stetiger Expansion 
%d es für die Opposition immer schwie- 

ger, wirtschaftliche Erfolge glücklichen 
e 'allen zuzuschreiben. Zunächst sollten 

nUr die günstigeren Exportbedingun- 
fn gewesen sein. Aber 1986 und 1987 

•"minderte der sinkende Außenbeitrag 
t0     

eriscn den Zuwachs des realen Brut- 
p °zialprodukts um jährlich über einen 
r°2entpunkt. Jetzt sucht die Opposition 

bisher vergeblich — nach Gründen, 
s- rUm die von ihr angekündigte Rezes- 
^ n in diesem Jahr ausblieb. Dabei sind 

Zusammenhänge nicht schwer zu 
ennen: 

<>j>   lr haben seit 1982 den Zuwachs der 
hh 

nt''chen Ausgaben, die Staatsquote lud 
^hm 

<*en Anteil der öffentlichen Kreditauf- 
e am Bruttosozialprodukt zurückge- 

führt. Das war eine wesentliche Voraus- 
setzung für mehr Preisstabilität und stei- 
gende private Investitionen. 

— Wir verwirklichten die Steuerreform 
und sorgen damit für eine nachhaltige Ver- 
ringerung der Steuerlast. Bis 1990 wird 
der Anteil der Steuern an der gesamtwirt- 
schaftlichen Leistung mit 22,7 Prozent 
den niedrigsten Wert seit 1960 erreichen. 
Dies gilt unter Einbeziehung der von der 
Bundesregierung vorgeschlagenen maß- 
vollen Anhebung von Verbrauchsteuern. 
Es bedeutet im Ergebnis eine wesentlich 
nachhaltigere Anerkennung beruflicher 
Leistung und unternehmerischer Erfolge. 

Die Steuerreform bringt 
dauerhafte Entlastungen 
Wir haben über die Grundfragen und 
Einzelprobleme der Steuerreform bereits 
bis zur Sommerpause debattiert. Ich 
möchte rückblickend drei Punkte beson- 
ders betonen: 

Durch die Steuerreform wird die ganz 
überwiegende Mehrzahl der Bürger — 
auch unter Berücksichtigung der vorge- 
schlagenen Anhebung einiger indirekter 
Steuern — dauerhaft entlastet und nicht 
zusätzlich belastet, wie es die Opposition 
in völliger Verdrehung der Tatsachen vor- 
zutäuschen versucht. So vermindert sich 
für einen verheirateten Arbeitnehmer mit 
zwei Kindern und einem durchschnittli- 
chen Bruttoverdientst von 42.700 DM die 
sich im Zeitraum 1986 bis 1990 ergebende 
Bruttoentlastung von rund 2.000 DM 
durch die vorgeschlagenen Veränderun- 
gen bei den Verbrauchsteuern im Durch- 
schnitt um rund 300 DM. 

Durch die gleichmäßigere Erfassung der 
steuerpflichtigen Einkommen und den 
Abbau von Steuerprivilegien und Steuer- 
subventionen wird unser Steuersystem ins- 
gesamt gerechter und volkswirtschaftlich 
wirksamer gestaltet. Der immer wieder 
beschworene Subventionsabbau erfolgt 
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durch die Verringerung der Steuervergün- 
stigungen in der Abgrenzung des Subven- 
tionsberichts um sechs Milliarden DM. 
Unter Einbeziehung von bisherigen Aus- 
nahmetatbeständen und Sonderregelun- 
gen sind es 13 Milliarden DM jährlich. 
In immer mehr westlichen Industrielän- 
dern werden dieselben Grundgedanken 
bei der Reform der Steuersysteme ver- 
wirklicht. In den letzten Monaten haben 
auch Italien und Belgien vergleichbare 
Konzepte eingebracht, bei sozialistischer 
Regierungsbeteiligung in beiden Län- 
dern, mit einer Absenkung des Spitzen- 
steuersatzes und einer generellen Verrin- 
gerung des Tarifverlaufs. 
Wir stehen im internationalen Wettbe- 
werb der Steuersysteme um unternehme- 
rische Investionen und die Schaffung 
zusätzlicher Arbeitsplätze. Es geht um die 
spürbare Reduzierung der Steuersätze bei 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer, 
um die Verbreiterung der Bemessungs- 
grundlage und die Verringerung steuerli- 
cher Vergünstigungen. Es wäre verhäng- 
nisvoll, diese Entwicklung zu ignorieren. 

SPD - ohne steuerpolitisches 
Konzept 
Sozialdemokraten leisten sich immer 
noch diesen Luxus. Aus ihrem erst kürz- 
lich zurückgezogenen Alternativkonzept 
zur Steuerreform der Bundesregierung 
geht hervor, daß ein wirklicher Abbau 
der Progression im Einkommensteuerta- 
rif nicht gewollt wird, daß Steuererleich- 
terungen für Betriebe, die wir seit 1983 
verwirklicht haben, sogar zurückgenom- 
men werden sollen. 
Zu solchen steuerpolitischen Vorstellun- 
gen schrieb „Die Zeit" am 29. April die- 
sen Jahres: „In nahezu allen Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft und in den 
wichtigen Konkurrenzländern der Bun- 
desrepublik und auf den Weltmärkten 
sind die Regierungen dabei, die Steuer- 

et 

last für ihre Unternehmen zu senken. Da 

Kontrastprogramm der SPD-Kommissi° 
paßt dazu wie die Faust aufs Auge ... 
Gegen den Strom sollte eine Opposition 
schon schwimmen, doch nicht gleich 
gegen den Rest der Welt." Knapper und 
treffender kann eine Bewertung des Be1' 
trags der SPD zur aktuellen Steuerdisk«5' 
sion kaum formuliert werden. 
Das Bild der Orientierungslosigkeit ist i" 
den letzten Tagen in Münster nachhälfe 
bestätigt worden. Der langjährige finafl2' 
politische Sprecher der SPD-Bundestag8' 
fraktion, Dieter Spöri, forderte in einem 
Interview mit dem „Handelsblatt" eine" 
Sonderparteitag zur Steuerpolitik und 
erklärte: 
„Die Widersprüche unserer Vorstellung 
gen müssen endlich diskutiert werden- 
Er sagte: „Die Steuerdiskussion ist zu 
lange übertüncht worden." 
Im Mittelpunkt seiner Vorstellungen 
stehe die Senkung des Energieverbrau 
mittels einer Energiesteuer für Privat- 
haushalte. Die Lohn- und Einkommen' 
Steuer solle weiter gesenkt werden. Zuf 

neuerlichen Veränderung des von der 
Koalition herabgesetzten Spitzensteuef' 
satzes wollte Spöri sich nicht festlegen- 
Demgegenüber kritisierte der Kollege 
Apel die von Spöri und auch von viele11., 
anderen SPD-Politikern geforderte Effl 

hung von Verbrauchsteuern. 
„Wir dürfen auch nicht indirekt Schüt- 
zenhilfe für Stoltenbergs Verbrauch- 
steuererhöhungen leisten." 
Noch bemerkenswerter erscheint mir . 
Aussage des Kollegen Wolfgang Roth' 
„Handelsblatt": 
„Die SPD wirft Herrn Stoltenberg VA& 
vor, daß er die Mineralölsteuer erhöht- 
Wir werfen ihm vor, daß er sie für den 
falschen Zweck erhöht, nämlich zum 
Stopfen von Haushaltslöchern." 
Wenn Spöri, Hauff, Lafontaine und seHf 

starke Kräfte in der SPD den privaten 
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Energieverbrauch durch eine massive 
Besteuerung absenken wollen, dann den- 
ken sie an ein Vielfaches an Steuerbela- 
stungen im Vergleich zu unseren vom 
Kollegen Apel heftig kritisierten Vorla- 
gen für die maßvolle Anhebung indirek- 
ter Steuern. 

Erfolge der internationalen 
Kooperation in der Finanz- und 
Währungspolitik 
V'e Erfolge der internationalen Koopera- 
tion in der Finanz- und Währungspolitik 
Werden von manchen Kritikern ebenso 
gerne übersehen wie diejenigen unserer 
Steuerreformpolitik. Dem sogenannten 
Louvre-Akkord vom Februar 1987, der 
Vereinbarung der großen westlichen 
Industrieländer über die bessere Abstim- 
mung der Finanz- und Währungspolitik 
mit viel größerer Stabilität bei den Wech- 
selkursen und ausgeglichenerer Handels- 
beziehungen, wurde der Mißerfolg viel- 
fach prophezeit. Nachdem der Wertver- 
'all des Dollars lange Zeit unaufhaltbar 
schien, steht der Dollar heute einige Pfen- 
nige über dem Kurs vom Februar 1987. 
pie Zentralbanken Europas und der USA 
haben in bestimmten Situationen durch 
erhebliche Interventionen die Märkte 
^eindruckt. Sie werden dies, falls erfor- 
derlich, auch in Zukunft tun. 
Stabilere Wechselkurserwartungen haben 
die Exportbedingungen in allen beteilig- 
en Ländern wesentlich verbessert. Die 
Anpassung, insbesondere bei den Lei- 
s^ngsbilanzsalden, hat begonnen. Die 
Tatsache, daß dieser Prozeß immer noch 
Vergleichsweise langsam vorankommt, 
Ur"terstreicht, wie notwendig die Erhal- 
Ur,g realistischer und stabiler Bedingun- 

gen für den internationalen Austausch 
°n Waren und Dienstleistungen ist. Eine 

stä>kere Abweichung des Dollarkurses 
om gegenwärtigen Niveau würde bei 
ns wie in unseren Partnerländern neue 

Probleme bei Zinsen, Preisen und im 
Außenhandel hervorrufen. 
Enge Zusammenarbeit und zunehmende 
Stabilität des Dollarkurses hat vor allem 
das Europäische Währungssystem vor 
schwerwiegenden Turbulenzen bewahrt. 
Entgegen immer wieder anders lautenden 
Prophezeiungen haben die am 17. Januar 
1987 vereinbarten Leitkurse weiterhin 
Bestand. Bei einem Anteil der westeuro- 
päischen Länder von 50 Prozent am deut- 
schen Export bedeutet dies sichere Kal- 
kulationsgrundlagen für eine sehr große 
Zahl unserer Betriebe. 

Neue Aufgaben: Hilfen für 
strukturschwache Länder, 
Zuschuß für die Bundesanstalt 
für Arbeit und EG 
Diese auf der Grundlage langfristig ange- 
legter wirtschafts-, finanz- und währungs- 
politischer Entscheidungen erreichten 
Erfolge bestärken uns darin, am einge- 
schlagenen Kurs festzuhalten. 
Neue Aufgaben ergeben sich vor allem in 
folgenden Bereichen: 
• Wir haben vor der Sommerpause im 
Zusammenhang mit der Initiative Nieder- 
sachsens vereinbart, durch Strukturhilfen 
des Bundes noch stärker zur gleichge- 
wichtigeren Entwicklung in den einzel- 
nen Bundesländern und Regionen beizu- 
tragen. Wir haben hierfür längerfristig 
jährlich 2,45 Milliarden DM vorgesehen. 
Der Bund stärkt damit die Investitionsfä- 
higkeit der anderen Gebietskörperschaf- 
ten. 
• Im Vergleich zu 1982 hat die Bundes- 
anstalt für Arbeit ihre Leistungen für 
aktive Arbeitsmarktpolitik im laufenden 
Jahr mehr als verdoppelt. Darüber hinaus 
wurden wesentliche Verbesserungen beim 
Arbeitslosengeld eingeführt. Aufgrund 
des sich abzeichnenden Defizits der Bun- 
desanstalt für Arbeit sind zwei Maßnah- 
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men vereinbart worden. Die an sich fäl- 
lige Erhöhung der Beiträge unterbleibt, 
um die Lohnnebenkosten nicht anzuhe- 
ben. Der Bund übernimmt 1989 einen 
Zuschuß von 3,3 Milliarden DM in sei- 
nen Etat. Zugleich werden gesetzliche 
und freiwillige Leistungen der Bundesan- 
stalt um 1,8 Milliarden DM zurückge- 
führt. 
• Durch die Beschlüsse des Europäi- 
schen Rates vom 11. bis 13. Februar die- 
ses Jahres werden die finanziellen Grund- 
lagen der Europäischen Gemeinschaft 
erheblich gestärkt. Damit ist die Finanzie- 
rung der erweiterten vertraglichen Aufga- 
ben der Gemeinschaft gesichert und vor 
allem die Möglichkeit geschaffen, durch 
eine spürbare Aufstockung des Struktur- 
fonds zu einer gleichmäßigeren wirt- 
schaftlichen Entwicklung in den 
schwächsten Mitgliedsländern beizutra- 
gen. 
Wir stärken damit nicht nur den Zusam- 
menhalt innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft. Vor allem schaffen wir 
wesentliche Voraussetzungen für die Ver- 
wirklichung des Binnenmarktes bis 1992, 
für einen großen reformerischen Schritt, 
der Europa entscheidend voranbringen 
wird. Der Binnenmarkt soll Europas Stel- 
lung in der sich verändernden Weltwirt- 
schaft stärken und wird so allen Bürgern 
Vorteile bringen. 
Aber er bedeutet nicht Abschottung nach 
außen, wie von einigen Kommentatoren 
in den USA oder Japan zu Unrecht 
befürchtet wird. Wir haben gemeinsam 
mit unseren Partnern bei der Verabschie- 
dung der wegweisenden EG-Richtlinie 
über die Liberalisierung des Kapitalver- 
kehrs in der Gemeinschaft festgelegt, daß 
dadurch die Freizügigkeit der Kapitalbe- 
wegungen über die EG hinaus in keiner 
Weise in Frage gestellt wird. Dieselben 
Prinzipien werden die Bundesregierung 
bei den anderen anstehenden Entschei- 
dungen leiten. 

Der Bund wird bereits in diesem Jahr auf 
über vier Milliarden DM Einnahmen 
zugunsten der Europäischen Gemein- 
schaft verzichten. Bis 1992 wird sich die- 
ser Betrag schrittweise auf über neun Mil' 
harden DM erhöhen. 
Aus den drei genannten neuen Aufgaben- 
schwerpunkten ergeben sich bis 1992 
jährliche Ausgaben und Mindereinnah- 
men von insgesamt 11 bis 12 Milliarden 
DM. Die vorgesehene Anhebung der Ver- 
brauchsteuern wird nur einen Teil des 
zusätzlichen Finanzierungsbedarfs dek- 
ken. Weitere zwei bis drei Milliarden DM 
jährlich müssen durch eine sehr sparsame 
Ausgabengestaltung aufgefangen werden- 

Höhere Steuereinnahmen auch 
für Gemeinden 
Die positive Wirtschaftsentwicklung dieses 
Jahres führt auch zu höheren Steuerein- 
nahmen. Dies gilt vor allem für die Städte 
und Gemeinden. Sie verzeichneten im 
ersten Vierteljahr ein Plus von über sieben 
Prozent. Im zweiten Quartal stiegen alle'" 
die Gewerbesteuereinnahmen um 11,6 Pr0' 
zent an. Die düsteren Vorhersagen, vor 
allem des Deutschen Städtetages, der 
Oberbürgermeister Schmalstieg und 
Rommel, über die Wirkungen unserer 
Steuersenkungspolitik sind durch diese 
erfreuliche Entwicklung bereits 1988 
widerlegt worden. Für den Bund verläuft 
der positive Trend etwas verhaltener. Wir 
rechnen 1988 mit Mehreinnahmen von 
etwa 1,5 Milliarden DM, die zur Verrin- 
gerung der im vorgelegten Nachtrags- 
haushalt mit 39,2 Milliarden DM 
geschätzten Nettokreditaufnahme ver- 
wendet werden sollen. 

Sparsame Ausgabenpolitik setz* 
sich fort 
Erfreulich ist, daß sich die sehr verhalten« 
Ausgabenentwicklung unseres Etats in di*' 
sem Jahr fortsetzt. Sie dürfte etwa dem 
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Haushaltssoll mit einem Zuwachs von nur 
**4 Prozent entsprechen. 
Bei aller Genugtuung über verbesserte 
Einnahmen — die Neuverschuldung ist 
"nmer noch viel zu hoch. Wir wollen mit- 
telfristig die Kreditaufnahme des Bundes 
Nieder auf die 1985 und 1986 erreichte 
Größenordnung von 20 bis 24 Milliarden 
DM zurückführen. Der entscheidende 
Grund dafür ist die Entwicklung der 
^insausgaben. Ihr Anteil an den Gesamt- 
ausgaben des Bundes stieg in den Jahren 
von 1969 bis 1982 von 2,7 auf neun Pro- 
2ent dramatisch an. Mit verlangsamtem 
•empo nimmt die Zinsquote bis 1992 
Leiter auf rund 12,5 Prozent zu. Jede Mil- 
liarde Nettokreditaufnahme belastet den 
Bundeshaushalt mit Zinszahlungen in 
einer Größenordnung von etwa 60 bis 70 
Millionen DM jährlich. 

Die Entscheidungen der Bundesregie- 
rung zur Finanzierung des Bundeshaus- 
halts 1989 gewinnen dadurch an Gewicht, 
uaß in sich schlüssige Alternativen in der 
°ffentlichen Diskussion bisher nicht vor- 
gelegt werden konnten. Vor allem die 
Opposition ist in den Fragen der Gestal- 
tung der öffentlichen Etats in ihren For- 
derungen und ihrer Kritik in tiefe Wider- 
sprüche verstrickt. 

Bis ins Frühjahr hinein überboten sich 
vertreter der SPD mit angeblich realisti- 
schen Vorausschätzungen der drohenden 
Deckungsiückg im Bundeshaushalt. Ich 
*'tiere Herrn Dr. Vogel, aus einem Bei- 
rag in der Esslinger Zeitung vom 7. April 
y°8: „In Wahrheit wird die Neuver- 

schuldung (für 1988) jedoch auf minde- 
stens 45 Milliarden DM steigen ... Im 
Jahr 1990 wird selbst bei kräftig erhöhten 

erbrauchsteuern das Defizit im Bundes- 
haushalt bei mindestens 50 Milliarden 
zf* Hegen." Am 24. Juni 1988 steigerte 

r- Vogel seine Prognose zur Finanzie- 
J^ugslücke des Bundes in der Debatte 
üb er die Regierungserklärung sogar noch 

auf 170 Milliarden DM für die Jahre 1989 
bis 1991. 
Gleichzeitig werden ständig Forderungen 
nach Mehrausgaben und Sonderprogram- 
men erhoben, die jeden Rahmen vertret- 
barer Finanzpolitik sprengen. Allein die 
im Zeitraum der Haushaltsberatungen für 
1988 von der SPD gestellten Forderungen 
hätten in diesem Jahr zu Mehrbelastun- 
gen von rund 10 Milliarden DM geführt. 
Die wirklichen Grundprobleme der 
Finanzsituation des Bundes stellen sich 
in einer ganz anderen Weise. Von der 
Mitte der 50er Jahre bis Anfang der 70er 
Jahre betrug der Anteil des Bundes am 
Gesamtsteueraufkommen mehr als 50 
Prozent. 1982 waren es noch 48,4 Prozent. 
In diesem Jahr wird der Anteil des Zen- 
tralstaats bis auf 45,2 Prozent absinken. 
Im Vergleich zu 1982 sind das rund 15 
Milliarden DM, die uns jetzt auf der Ein- 
nahmeseite fehlen. Wäre der Anteil des 
Bundes an den Steuereinnahmen auf dem 
Stand von 1982 geblieben, würden wir 
also 1988 nicht von knapp 40, sondern 
von weniger als 25 Milliarden DM Netto- 
kreditaufnahme sprechen. Im nächsten 
Jahr wären es nicht etwa 30, sondern 15 
Milliarden DM Neuverschuldung. 

Diese strukturelle Schwächung der Ein- 
nahmebasis des Bundes auch im Verhält- 
nis zu den Steueranteilen von Ländern 
und Gemeinden kann nicht weitergehen, 
wenn der Zentralstaat seine wachsenden 
internationalen Aufgaben und seine Ver- 
pflichtungen in der Innenpolitik langfri- 
stig wirksam wahrnehmen soll. Das ist 
ein besonders wichtiger Grund für die 
vorgesehene maßvolle Anhebung der 
indirekten Steuern. 
Im Vergleich zur Lage des Bundes ist die 
finanzielle Situation der Gemeinden — 
entgegen vielfachen Klagen — im Durch- 
schnitt wesentlich günstiger. Unbestritten 
sind ernste Haushaltsprobleme und Bela- 
stungen mancher Städte in Struktur- 
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schwachen Regionen. Insgesamt gilt 
jedoch: Der Anteil der kreditfinanzierten 
Ausgaben der Gemeinden an den 
Gesamtausgaben lag 1987 mit 1,9 Prozent 
erheblich unter dem entsprechenden 
Wert des Bundes, der sich auf 10,2 Pro- 
zent belief. Gleichzeitig stiegen die Aus- 
gaben der Gemeinden 1987 um 3,8 Pro- 
zent, während es beim Bund nur 2,9 Pro- 
zent waren. 

Steuerpolitik muß 
internationale 
Wettbewerbsfähigkeit sichern 
Im Mittelpunkt finanzpolitischer Entschei- 
dungen wird auch weiterhin die Förderung 
international konkurrenzfähigerer Bedin- 
gungen für private Investitionen, mehr 
Beschäftigung und wirtschaftliche Expan- 
sion stehen. 
Für die nächste Legislaturperiode haben 
wir uns eine weiterreichende Reform der 
Unternehmensteuern vorgenommen. Mit 
den Vorarbeiten hierfür werden wir noch in 
diesem Jahr beginnen. 
Die Privatisierung industrieller Bundes- 
beteiligungen konnte in diesem Jahr mit 
der Veräußerung der verbliebenen VW- 
Anteile des Bundes und der Vollprivati- 
sierung der VIAG AG vorangebracht 
werden. Weitere Privatisierungen im 
Bereich der öffentlichen Banken, Deut- 
sche Pfandbriefanstalt und Deutsche 
Siedlungs- und Landesrentenbank, wer- 
den zur Zeit vorbereitet. Mehr Wettbe- 
werb werden wir auch durch die Stärkung 
unternehmerischer Strukturen im Bereich 
der Deutschen Bundespost und durch die 
angestrebte Verbesserung im Bereich der 
Ladenschlußzeiten erreichen. 

Subventionsabbau: Bis 1992 
Verminderung um rund 20 
Prozent 
Die Problematik des Subventionsabbaus 
ist oft diskutiert worden. Forderungen 

nach drastischen Einschränkungen sind 
rasch gestellt, aber Einschnitte im System 
der zum Teil sozialpolitisch begründeten, 
zum Teil durch Verträge und Vereinba- 
rungen langfristig festgelegten Zahlungen 
immer wieder mühsam. 

Das Volumen der Finanzhilfen des Bun- 
des wird durch Sonderentwicklungen von 
15 Milliarden DM im Jahre 1988 auf 16,7 
Milliarden DM 1989 ansteigen. Allein 1,2 
Milliarden DM hiervon sind auf die 
erhöhte Kokskohlenbeihilfe und den als 
Folge der EG-Beschlüsse neuen sozio- 
strukturellen Einkommensausgleich an 
die Landwirtschaft zurückzuführen. 
Dafür gehen die Steuersubventionen, wie 
bereits erwähnt, durch die Steuerreform 
ab 1990 erheblich und zusätzlich durch 
die Verringerung der Vorsteuerpauschale 
für die Landwirtschaft ab 1989 um 1,1 
Milliarden DM zurück. Im Finanzplan 
werden die Finanzhilfen wieder zurückge- 
führt. Bis 1992 sollen sie gegenüber 1989 
um rund ein Fünftel — auf WA Milliarde11 

DM — vermindert werden. 

Allein die Unterstützung des deutschen 
Kohlenbergbaus erfordert 1989 Bundes- 
mittel in Höhe von 3,7 Milliarden DM- 
Die — inzwischen allerdings wieder 
etwas günstigere — Entwicklung beim 
Dollarkurs und bei dem vom Dollarkurs 
abhängigen Weltmarktpreis für Kohle 
läßt angesichts der vertraglichen Ver- 
pflichtungen und der im letzten Jahr 
getroffenen Entscheidungen zur sozialen 
Flankierung der Kapazitätsanpassung zü 

Zeit kaum Spielraum für Subventionsab- 
bau in diesem Bereich. 

Der starke Anstieg bei den Agrarausga- 
ben — um 11,6 Prozent auf 9,5 Milliar- 
den DM 1989 — ist im wesentlichen das 
Ergebnis der genannten Umschichtung 
von steuerlichen Hilfen auf Haushalts- 
mittel und anderer während der deut- 
sehen Präsidentschaft vereinbarten M«' 
nahmen der Europäischen Gemeinscha 
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zur Begrenzung der Überschußproduk- 
tion. Dazu gehören der Einkommensaus- 
g'eich an bäuerliche Betriebe bei Flä- 
chenstillegung und Extensivierung sowie 
die Produktionsaufgabenrente. 

Verantwortung für Wachstum 
und Beschäftigung tragen auch 
die Tarifpartner 
kie Verantwortung für künftiges Wachs- 
am und mehr Beschäftigung liegt nicht 
a|lein im Bereich staatlicher Tätigkeit 
und verbesserter Rahmenbedingungen. 
y<>r allem müssen auch die Tarifpartner 
ihrer großen Verantwortung für das ver- 
markte Angebot an bezahlbarer Arbeit 
stärker Rechnung tragen. Die vielfach 
beklagten, sicherlich überhöhten Lohnne- 
benkosten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land beruhen zu mehr als der Hälfte auf 
tarifvertraglichen Vereinbarungen. Vor 
allem die Tarifpartner haben es in der 
Hand, durch sachgerechte und differen- 
zierte Lohnabschlüsse zur Schaffung 
zusätzlicher Arbeitsplätze beizutragen. 
tischen 1970 und 1982 sind die Lohn- 
^ückkosten in der Bundesrepublik im 
Jahresdurchschnitt um 5,7 Prozent gestie- 
gen. Gleichzeitig gingen fast 600.000 
^rbeitsplätze verloren. Demgegenüber 
JJat der wesentlich verhaltenere Anstieg 
Per Lohnstückkosten — plus 1,4 Prozent 
1ITl Jahresdurchschnitt 1983 bis 1987 — 
^aßgeblich dazu beigetragen, daß in den 
atzten fünf Jahren die Zahl der Arbeits- 
plätze um mehr als 800.000 zunahm. 

0r allem in einer stärkeren Differenzie- 
rung der Tarifabschlüsse nach Branchen 
Und Regionen liegt der Schlüssel zur mit- 
e|fristigen Bewältigung der nach wie vor 
rnsthaften Probleme am Arbeitsmarkt. 
s 'st nicht vertretbar, daß gerade in eini- 

Jen hochsubventionierten Branchen mit 
'e höchsten Lohnkosten anfallen. 
Ie jetzt von der SPD übernommene For- 

erung von Vertretern der IG Metall 

nach schrittweiser Einführung der 
30-Stunden-Woche würde im Ergebnis 
erhebliche Verluste an Wettbewerbsfähig- 
keit, an privater Einkommensentwick- 
lung, an Beiträgen für die sozialen Siche- 
rungssysteme und die Gefährdung zahl- 
reicher Betriebe wie Arbeitsplätze mit 
sich bringen. Wir haben schon heute im 
internationalen Vergleich der großen 
Industrienationen nicht nur sehr hohe 
Arbeitskosten, sondern auch die kürzeste 
Arbeitszeit. Während bei uns im Jahres- 
durchschnitt lediglich 1.582 Stunden 
gearbeitet wird, sind es in den Vereinig- 
ten Staaten 1.848 Stunden und in Japan 
sogar 2.166 Stunden. 

Mehr Flexibilität ist notwendig 
Wir alle wollen die Verwirklichung des 
europäischen Binnenmarktes. Fast alle in 
diesem Hohen Haus bejahen ein offene- 
res Weltwirtschaftssytem. Dann kann 
man aber in den Arbeitszeitregelungen 
und bei den Kosten nicht weiter so tun, 
als ob wir noch in autarken, abgeschlos- 
senen Nationalstaaten und Nationalwirt- 
schaften schalten und walten würden. 

Wir lösen unsere Probleme nicht dadurch, 
daß wir ständig weniger arbeiten. Wir 
brauchen mehr Flexibilität auch in der 
Nutzung teurer Maschinen. Wir brauchen 
mehr Mobilität auch auf dem Arbeits- 
markt, wo selbst in Gebieten hoher 
Arbeitslosigkeit immer kritischer über den 
Mangel an Fachkräften diskutiert wird. 

Ein Arbeitsplatz kostet heute im Durch- 
schnitt rund 180.000 DM. Die Frage lau- 
tet, wie lange wir es uns noch leisten kön- 
nen, dieses Kapital immer längere Zeit 
ungenutzt zu lassen. Wir haben die Mög- 
lichkeit, mehr zu produzieren und bessere 
ökonomische wie soziale Dienstleistun- 
gen anzubieten. Zusätzliches Einkommen 
bedeutet zusätzliche Nachfrage und 
Zuwachs an Arbeitsplätzen. Wir dürfen 
uns deshalb nicht mit defensiven Strate- 
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gien, mit der Verteilung des Mangels 
zufriedengeben. 

Im Mittelpunkt unserer Politik: 
Rentenreform, Steuerreform, 
Gesundheitsreform 
Es bedarf der wirksameren Nutzung der 
uns zur Verfügung stehenden Ressour- 
cen, Kapital, Wissen, Ausbildung und 
Leistungsbereitschaft, wenn wir die gro- 
ßen Zukunftsaufgaben bewältigen wol- 
len. Im Mittelpunkt steht dabei die weit- 
reichende Veränderung in der Bevölke- 
rungsstruktur der Bundesrepublik 
Deutschland mit schwerwiegenden Aus- 
wirkungen, auch für die künftige Finan- 
zierung unserer Alterssicherungssysteme. 
Nur in einer dynamischen Volkswirt- 
schaft können die sozialen Anpassungs- 
prozesse für die Arbeitnehmer wie für die 
Rentner in einer humanen Weise gemei- 
stert werden. 
Steuerreform, Neuordnung unserer Alters- 
sicherungssysteme und Reform des 
Gesundheitswesens stehen in einem inneren 
Zusammenhang. Sie geben Antworten auf 
die tiefgreifenden Veränderungen in der 
Altersschichtung unseres Volkes, auf 
neue ökonomische und soziale Bedingun- 
gen. 
Die Begrenzung der Abgabenbelastung für 
die arbeitenden Menschen und die Betriebe 
— Lohn- und Einkommensteuer und 
Sozialversicherungsbeiträge — ist die 
wichtigste Voraussetzung für ein größeres 
Wachstum auf der Grundlage hoher 
betrieblicher Investitionen. 
Die Lohnnebenkosten belaufen sich 
heute auf rund 80 Prozent des direkten 
Arbeitsentgelts. Was mit der Steuerre- 
form den arbeitenden Menschen zurück- 
gegeben wird, darf ihnen nicht durch 
immer höhere Pflichtbeiträge wieder weg- 
genommen werden. Das verstärkte 
Abwandern von Produktion und Arbeits- 
plätzen in den Bereich der Schwarzarbeit 

oder in Länder mit wesentlich günstige- 
ren Kostenbedingungen können wir nur 
abwenden, wenn der Abstand zwischen 
Brutto- und Nettoeinkommen wieder 
geringer wird. 

Sozialhaushalt wiederum 
größter Einzelhaushalt 
Ein weiterer Schwerpunkt im Bereich des 
Sozialhaushalts ist neben der Rentenver- 
sicherung die Finanzierung des in den 
letzten Jahren erheblich verbesserten 
Familienlastenausgleichs. Allein für die 
Anrechnung der Kindererziehungszeiten 
in der Rentenversicherung wird der Bund 
im Jahr 1989 rund drei Milliarden DM 
als Ausgleich an die Rentenversiche- 
rungsträger zahlen. Bis 1992 wird dieser 
Betrag auf über fünf Milliarden DM 
ansteigen. Weitere Maßnahmen sind das 
Erziehungsgeld für alle Mütter oder Väter 
— 1989 allein 3,6 Milliarden DM — und 
der Kindergeldzuschlag für Familien mit 
geringem Einkommen. Die Steuerreform 
1990 bringt eine weitere Erhöhung der 
Kinderfreibeträge. 
Der Sozialhaushalt bleibt mit jetzt 66,9 
Milliarden DM auch 1989 der größte Ein- 
zelplan. Ihm folgt der Verteidigungsetat 
mit eingeplanten 53,3 Mrd. DM. Auch 
unter den Vorzeichen verbesserter Ost/ 
West-Beziehungen soll die Bundeswehr 
ihren hohen Einsatzstand behalten, um 
ihre Verpflichtungen im Bündnis für Friß' 
den und Freiheit erfüllen zu können. Der 
Ausbau des weit überlegenen Militärpo- 
tentials der Sowjetunion geht bis jetzt 
weiter. Wir treten für gleichgewichtige 
Abrüstung im konventionellen Bereich 
ein. Wenn sie erreicht ist, wird man über 
grundlegende Veränderungen der Pla- 
nungen für unsere Streitkräfte im einzel- 
nen entscheiden. 
Jetzt plant die Bundeswehr wegen der 
abnehmenden Zahl wehrpflichtiger jun- 
ger Männer für die neunziger Jahre eine 



SNANZPOLITIK UiD 27/1988  •  Seite 17 

höhere Zahl von Berufs- und Zeitsolda- 
. n- Rund 60 Prozent des Zuwachses im 

eteidigungshaushalt sind für zusätzli- 
,ne Personalausgaben vorgesehen. Ein 
eachtlicher Teil davon dient dazu, den 
r°eitsplatz „Bundeswehr" attraktiver zu 

dachen. 
e'chzeitig nehmen die verteidigungsin- 

. st'Ven Ausgaben zu, wobei der Ansatz 
r militärische Beschaffungen von mehr 

ls 11 Mrd. DM beibehalten wird. 

0 ̂ weltschutz hat Priorität 
/" Bereich des Umweltschutzes setzen wir 
. "sequent auf die Verwirklichung des 

rursacherprinzips. Die Kosten der vor- 
rgenden Vermeidung und der Beseiti- 

i. J^8 von Umweltschäden sind grundsätz- 

ira 
von den dafür Verantwortlichen zu 

o Sen. Zur Durchsetzung dieses Prinzips 
Kochen wir weiterreichende rechtliche 
|.gelungen, vor allem strengere verbind- 
p "e Standards in der Europäischen 

^einschaft, für die wir uns einsetzen. 
i.er Etat des Bundesministers für 
. ^Welt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
d
e,t soll 1989 um 8,3 Prozent steigen. Bei 
^n neuen Finanzhilfen des Bundes an 
,. strukturschwachen Länder erwarten 
jjr' daß der Umweltschutz eine hohe 
J?0rität erhält. Dies gilt in der Verant- 
. tung der Küstenländer und ihrer 

^rnunen vor allem auch für Investitio- 
y n zum Schutz der Nord- und Ostsee. 

eh 
urbe sseren Koordination und Überwa- 

!,   n8 'm Bereich der Reaktorsicherheit 
. des Strahlenschutzes hat die Bundes- 

^ 8'erung beschlossen, ein Bundesamt für 
ah'enschutz einzurichten. 

^ i^-Tagung in Berlin: 
^lidarität mit der Dritten Welt 
> drei Wochen werden die zuständigen 

n'ster und die Zentralbankpräsidenten 
n . '^1 Mitgliedsländern des Internatio- 

en Währungsfonds und der Weltbank 

und darüber hinaus viele Gäste und 
Beobachter zur jährlichen Jahresver- 
sammlung dieser Organisation nach Ber- 
lin kommen. Damit werden die interna- 
tionalen finanziellen Beziehungen, die 
Schuldenkrise und die wirksame Hilfe für 
weniger entwickelte Länder stärker in 
den Mittelpunkt des öffentlichen Interes- 
ses rücken. 
Die Mitgliederzahl von Währungsfonds 
und Weltbank hat ständig zugenommen. 
In den letzten Jahren sind elf weitere 
Staaten diesen Organisationen beigetre- 
ten, darunter Simbabwe und Mosambi- 
que sowie Polen und Ungarn, ausnahms- 
los vergleichsweise arme Entwicklungs- 
länder oder kommunistische Staatshan- 
delsländer. Ich hebe dies hervor, weil es 
die Weltfremdheit und Verbohrtheit der 
sogenannten „alternativen" Kampagne 
gegen diese Institutionen mit den bekann- 
ten antikapitalistischen Schlagworten 
eines verstaubten Marxismus zeigt. 

Insbesondere die Situation der hoch ver- 
schuldeten Entwicklungs- und Schwellen- 
länder erfordert weiterhin volles Engage- 
ment und engste Zusammenarbeit. Der 
Internationale Währungsfonds und die 
Weltbank nehmen bei ihrer Gestaltung 
eine hervorragende Rolle ein. Durch erheb- 
liche Mittelbereitstellung, durch Hilfen 
bei der Strukturanpassung und Projektfi- 
nanzierung und durch fachkundige wirt- 
schaftspolitische Beratung tragen sie maß- 
geblich dazu bei, die grundlegenden wirt- 
schaftlichen Probleme dieser Länder zu 
analysieren und Wege aus einer überhöh- 
ten Verschuldung für ökonomischen und 
sozialen Fortschritt zu suchen. Mit der 
Hilfe dieser beiden Organisationen haben 
inzwischen zahlreiche Länder weitrei- 
chende Strukturreformen eingeleitet und 
vielfach Fortschritte bei der Überwin- 
dung ihrer Schwierigkeiten erzielt. 

Seit einiger Zeit müssen sich Internatio- 
naler Währungsfonds und Weltbank mit 
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dem Vorwurf auseinandersetzen, sie wür- 
den die Situation der Menschen in den 
von ihnen unterstützten Ländern eher 
noch verschlechtern. Ein Teil der Kritik 
richtet sich gegen die im Zusammenhang 
mit der Kreditgewährung vereinbarten 
strukturellen Anpassungsprogramme. 
Dabei wird übersehen, daß die Verbesse- 
rung der Kreditfähigkeit der betroffenen 
Länder durch mehr Sparsamkeit in den 
öffentlichen Haushalten, durch Bekämp- 
fung der Inflation und den Abbau wett- 
bewerbshemmender Strukturen Voraus- 
setzungen für mehr Wachstum und die 
Verringerung von Not und Armut sind. 
Neue Mittel müssen vor allem in erhöhte 
volkswirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
umgesetzt werden. Anderenfalls wäre die 
Bereitstellung zusätzlicher Beträge sinn- 
los. Die Armut in der Dritten Welt würde 
nur noch vergrößert. 

Die Kreditmöglichkeiten von Währungs- 
fonds und Weltbank werden auch weiter- 
hin ausgeweitet. So ist noch in diesem 
Jahr das Kapital der Weltbank um rund 
75 Milliarden US-Dollar erhöht worden. 
Im vorliegenden Haushaltsentwurf sind 
für 1989 die erforderlichen Ermächtigun- 
gen vorgesehen, damit die Bundesrepu- 
blik ihren Anteil an den Einzahlungen 
von 184 Millionen DM leisten kann. Dar- 
über hinaus sehen wir im Etat des Bun- 
desministers für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit einen weiteren Anstieg unserer 
Beiträge für die regionalen Entwicklungs- 
banken um 45 Millionen DM auf 915 
Millionen DM vor. 

Hervorzuheben ist, daß Währungsfonds 
und Weltbank ihre Kreditvolumina und 
-bedingungen für die ärmsten Länder 
erheblich verbessert haben. So kann das 
neue strukturelle Anpassungsprogramm 
des Währungsfonds ihnen sehr langfri- 
stige und nahezu zinslose Darlehen 
gewähren. 
In Berlin wird darüber beraten werden, in 

welchem Umfang auch die Eigenmittel 
des Fonds aufgestockt werden sollen. P1 

Bundesregierung wird sich für eine 
beträchtliche Anhebung dieser Mittel e"1' 
setzen. 
Über den Bürgschaftshaushalt trägt die 
Bundesregierung dazu bei, daß in den 
Umschuldungsverhandlungen mit den 
öffentlichen Kreditgebern im Pariser 
Club angemessene Lösungen in den Fä'' 
len gefunden werden können, in denen 
hoch verschuldete Länder ihren Zins- 
und Tilgungsverpflichtungen nicht mehr 

nachkommen können. Im Haushaltsent' 
wurf 1989 sind für Zahlungen aus 
Gewährleistungen insgesamt 2,8 Milüaf' 
den DM eingeplant. Bei einem Bürg- 
schaftsvolumen des Bundes von über 20 
Milliarden DM ist in diesem Bereich Wcl' 
terhin mit erheblichen Risiken zu rech- 
nen. Aufgrund des Ergebnisses von 
Umschuldungsverhandlungen der letzte 
Wochen müssen wir dem Bundestag v°r' 
schlagen, den Ansatz für 1989 aufzusto*' 
ken. 

Bundesregierung erläßt den 
ärmsten Ländern die Schulden 
Die ärmsten Entwicklungsländer, vor 
allem in Afrika südlich der Sahara, sind 
demgegenüber für lange Zeit überwie- 
gend auf öffentliche Hilfen angewiesen- 
Nicht nur bei der Bereitstellung von M'*' 
teln für internationale Organisationen "a 

sich die Bundesregierung besonders eng3' 
giert. Sie hat einer größeren Zahl der &fffl 

sten Ländern die Schulden aus Entwick- 
lungshilfeleistungen völlig erlassen. P'eS 

Länder erhalten solche Leistungen nur 
noch als Schenkungen. Wir haben erst 
kürzlich den Kreis der so geförderten L»n 

der noch erweitert. Darüber hinaus ist e,n 

Schuldenerlaß für sechs weitere Länder 
Afrikas unter der Voraussetzung vorgese* 
hen, daß diese Länder Anpassungs- und 
Reformprogramme in Zusammenarbeit"' 
IWF und Weltbank durchführen. Unser 
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Schuldenerlaß wird dadurch um 3,3 Mü- 
nden DM auf jetzt insgesamt VA Mil- 
''arden DM ausgeweitet. 
^lr wollen weiterhin die internationale 
Zusammenarbeit aktiv mitgestalten. Die 
Stoßen Herausforderungen und Risiken 
^ die Weltwirtschaft sind die erhebli- 
hen Ungleichgewichte in den Handels- 
ud Leistungsbilanzen der Industriena- 
'°nen und das übergroße Gefälle zwi- 

Schen ihrem Wohlstand und der Not der 
Listen Entwicklungsländer. Beides 
••ordert Verantwortungsbewußtsein, 

^°mpetenz und Kooperation über die 
lenzen der Staaten und Kontinente hin- 
weg. 

Wir arbeiten für eine gute 
Jükunft 

er Ausbau und die Stärkung der Euro- 
päischen Gemeinschaft, unsere Verpflich- 

ng für die Bundeswehr in der Allianz 
r Frieden und Freiheit, weltweite Mit- 

^rantwortung in der engeren Zusam- 
enarbeit der Industrieländer und vor 
'em auch für die bedrängten Völker der 
nUen und vierten Welt — dies alles spie- 
r'1 sich im Entwurf unseres Bundeshaus- 
es 1989 ebenso wider wie die weitge- 
Pannten innenpolitischen Aufgaben des 
^ndes. 
,,e Erfahrungen seit 1982 zeigen: Eine 
edrigere Steuerquote, eine Erweiterung 
' Gestaltungsräume für die schöpferi- 

. en Kräfte mündiger Bürger und damit 

. e Konzentration des Staates auf seine 
gentlichen Aufgaben führen nicht zur 
sage an die soziale Verantwortung unse- 
Gemeinwesens. Sie schaffen vielmehr 

•.    bessere Voraussetzungen für mehr 
Wiamik und Innovation, für Erneu- 

y ngsfähigkeit und die Meisterung der 
^unftsaufgaben. Deshalb müssen wir 
n Weiterhin vielen überzogenen Forde- 

A   pi von Interessengruppen an den Bun- 
^ Haushalt widerstehen. 

r so gewährleisten wir stabile Grund- 

lagen, um kurzfristig neue Aufgaben — 
wie jetzt die tatkräftige Hilfe für die 
ansteigende Zahl deutscher Aussiedler — 
meistern zu können. Auch hier vertrauen 
wir neben der Bereitstellung der erforder- 
lichen finanziellen Mittel durch Bund, 
Länder und Gemeinden auf die Bereit- 
schaft der Bürger, in unserer ganz über- 
wiegend vom Wohlstand geprägten 
Gesellschaft, jenen solidarisch zu helfen, 
die unverschuldet die verhängnisvollen 
Folgen der nationalsozialistischen Ära 
viel härter und länger erleiden mußten als 
wir. 
Nach dem Rückschlag und den Sorgen 
des vergangenen Winters sind auch in der 
Finanzpolitik positivere Daten und Per- 
spektiven erkennbar. Aber es gibt keinen 
Anlaß, nach dem überzogenen Pessimis- 
mus der jüngsten Vergangenheit jetzt in 
einen blauäugigen Optimismus, in Vertei- 
lungsmentalität oder Sorglosigkeit zu ver- 
fallen. Wir brauchen unverändert Ausga- 
bendisziplin und Vorrang für die weitere 
Verringerung der Nettokreditaufnahme, 
nicht nur um die Zinsquote in unseren 
Haushalten endlich zu stabilisieren, son- 
dern auch um das Vertrauen in stabile 
Preise und unsere harte Währung zu festi- 
gen. Das ist für die soziale und wirtschaft- 
liche Zukunft viel wichtiger als diese oder 
jene Einzelmaßnahme. 

Große und schwierige Aufgaben liegen 
weiterhin vor uns, von der Neubestim- 
mung der Finanzbeziehungen des Bundes 
zur Rentenversicherung bis zur Förde- 
rung der Strukturanpassungen. 

Dennoch: Wir stellen mit Befriedigung 
fest, daß die Vorhersagen der falschen 
Propheten über Rezession und explodie- 
rende Neuverschuldung widerlegt wurden. 
Der gute Verlauf des Jahres 1988 stärkt 
unsere Zuversicht, den heute eingebrachten 
Etat 1989 verantwortungsbewußt zu gestal- 
ten und die Herausforderungen meistern zu 
können. 
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Heiner Geißler: 

Bundesvorstand beschließt 
Reformfahrplan 
Das Präsidium und der Bundesvor- 
stand der CDU haben sich in dieser 
Woche mit der politischen Lage befaßt 
und eine Reihe von wichtigen Beschlüs- 
sen getroffen. Der Bundesvorstand hat 
einen Reformfahrplan beschlossen, der 
es ermöglicht, daß die Christlich 
Demokratische Union Deutschlands in 
den wichtigen politischen Fragen, die 
es in den kommenden Monaten zu ent- 
scheiden gilt, von vornherein in den 
Entscheidungsprozeß mit einbezogen 
wird. 

Am Montag, dem 12. September, wird 
der Bundesausschuß der Partei sich mit 
dem Teil des Leitantrages zum christli- 
chen Menschenbild befassen, der aus 
Zeitgründen auf dem Wiesbadener Bun- 
desparteitag nicht mehr behandelt wer- 
den konnte. 14 Tage später, am 26. Sep- 
tember 1988, findet eine weitere Bundes- 
ausschußsitzung in Bonn statt, auf der 
das Konzept für die Rentenstrukturre- 
form beraten wird und entsprechende 
Empfehlungen für die Koalitionsent- 
scheidung gegeben werden sollen. Zur 
Vorbereitung dieser Sitzung findet am 
Freitag, dem 23. September 1988, eine 
weitere Sitzung des Bundesvorstandes 
statt. Im Dezember tritt der Bundesaus- 
schuß in Berlin zusammen; dort stehen 
außen- und deutschlandpolitische Fragen 
auf der Tagesordnung. Anfang des näch- 
sten Jahres werden zwei weitere Bundes- 
ausschußsitzungen stattfinden, bei denen 
es zum einen um die Organisationsreform 
der Partei und zum anderen um die vom 
Bundesparteitag dem Bundesausschuß 
übertragenen Themen gehen wird, näm- 

lich Umweitpolitik und Ausländerpolin* 
Dieser dicht gefüllte Terminplan stellt 
sicher, daß das Parteipräsidium, der Bu"' 
desvorstand und der Bundesausschuß 
von Anfang an in den Entscheidungsp1"0' 
zeß über die großen anstehenden 
Reformvorhaben einbezogen werden. 
Dies entspricht auch dem, was die Chris 
lieh Demokratische Union, was die M'1' 
glieder und was der Bundesparteitag v0 

der Sommerpause verlangt haben. 
Der Bundesvorstand war sich darüber"1^ 
klaren, daß vier wichtige Monate vor ufl 
liegen, in denen die Fragen der Gesund' 
heitsreform und der Rentenstrukturrefor 

entschieden werden müssen. Hinzu 
kommt, daß im nächsten Jahr insgesart1' 
fünf Kommunalwahlen stattfinden: in 
NRW, in Hessen, in Rheinland-Pfalz, Ö" 
Saarland und in Baden-Württemberg; 
dazu eine Landtagswahl in Berlin und 
dann noch die Europawahl. 1990 folg1 

dann das „Superwahljahr" mit insgesa*11 

acht Wahlen: der Bundestagswahl, metl 

reren Landtags- und Kommunalwahlen' 

CDU - die Partei der Reform«511 

Wir beginnen diese Reformarbeit in ei"e 

Situation, die für die Christlich Derno^ 
tische Union nicht ganz einfach ist, abef 

wir sind der Auffassung, daß es gelinge 

wird, die Perspektiven für die Zukunft 
unseres Landes deutlich zu machen, 
wenn einige Voraussetzungen erfüllt Ve 

den, über die wir in der Bundesvorstan 
Sitzung auch gesprochen haben, erklärt 
Heiner Geißler auf einer Pressekontere 

in Bonn. 
Ich will das an einem Beispiel erläutefn' 
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^lr haben eine positive wirtschaftliche 
ntwicklung, wir werden in diesem Jahr 

** entgegen allen pessimistischen Pro- 
gnosen — eine Steigerung des Bruttoso- 
'älprodukts um drei Prozent erreichen; 
""haben stabile Preise, hohe Löhne, 
ürze Arbeitszeit, langen Urlaub — kurz 

°esagt: Wohlstand für die breite Masse 
er Bevölkerung. Wir müssen dafür sor- 

°en, daß diese positive Entwicklung, die 
Urch die richtigen Entscheidungen der 
UU-geführten Bundesregierung, vor 
''em in der Finanz- und in der Haus- 
a'tspolitik, zustande gekommen ist, nun 
Uch der Regierung und der Union zuge- 
bet wird. Hier gibt es zweifelsfrei 

n°ch ein Defizit. 
s sind daraus auf jeden Fall zwei Kon- 
Quenzen zu ziehen. Die Menschen 

^>en im Wohlstand, sie können sich fast 
, les kaufen, aber sie können sich 
Stimmte Dinge heute nicht mehr kau- 
n> die früher selbstverständlich waren, 

K, • sauberes Wasser oder saubere Luft. 
Ie Menschen verlangen deshalb eine 

^°'itische Konzeption, in der die wirt- 
naftlichen Interessen gewährleistet 
nd, in deren Rahmen aber auch Fragen 
ach der Qualität des Lebens beantwortet 
id entsprechende Anforderungen erfüllt 
erden können. 

"ie zweite Konsequenz ist aufgrund der 
Ehrungen der vergangenen Monate zu 

• hen: Die Bundesregierung hat in vie- 
n Punkten eine positive Bilanz vorzu- 
e,sen. Es kommt aber nicht nur darauf 

s > Einzelergebnisse positiv darzubieten, 
ndern wir müssen den Menschen den 
nn und den inneren Zusammenhang 

j^serer Politik erkennbar machen. Die 
1^ ^eiausschußsitzungen und die anste- 

iden Strukturreformen bieten eine 
K. ar>ce, neues Vertrauen zu gewinnen. 
^ es »st vor allem deswegen notwendig, 
s ,   ^'ese Strukturreformen den Men- 

en nicht nur Vorteile bringen, sondern 

ihnen auch Opfer und Einschränkungen 
abverlangen; das ist bei der Gesundheits- 
strukturreform und natürlich auch bei der 
Rentenreform unvermeidlich, wenn auf 
die Dauer ein freiheitliches Gesundheits- 
system und sichere Renten gewährleistet 
werden sollen. 

Der Umbau des Sozialstaates 
Es muß also klargemacht werden, daß es 
sich bei der Gesundheitsreform und der 
Rentenstrukturreform nicht um einen 
weiteren Ausbau unseres sozialen 
Systems handelt — unser Sozialsystem ist 
im Vergleich zu anderen Industrieländern 
am weitesten ausgebaut —, sondern um 
einen Umbau des Sozialstaates, der selbst- 
verständlich die Elemente der bisherigen 
Sozialpolitik bewahrt, aber neue Ele- 
mente einbezieht, also zum Beispiel das 
ehrenamtliche Engagement bis hin zur 
Nachbarschaftshilfe und der Familien- 
hilfe. Anders kann zum Beispiel die 
große Frage der Pflegebedürftigkeit für 
Millionen von älteren Menschen nicht 
gelöst werden. Wer glaubt, dies könne 
mit den herkömmlichen Methoden und 
Instrumenten gelöst werden, der täuscht 
sich. 
Was wir vorhaben, ist nichts anderes als 
die Anerkennung einer neuen Arbeit, das 
heißt, die Christlich Demokratische 
Union erkennt nicht nur die klassische 
Erwerbstätigkeit als Arbeit an, sondern 
eben auch die Arbeit in der Familie oder 
die Pflege von hilfebedürftigen Menchen. 
Neue Arbeit: Dies ist ein Begriff der 
Christlich Demokratischen Union, den 
die Sozialdemokraten, vor allem Lafon- 
taine, von uns übernommen haben. Das 
„Neue" an Lafontaines Vorschlägen ist 
eigentlich nichts anderes, als das was in 
unseren Stuttgarter Leitsätzen steht. Des- 
wegen muß man sich eigentlich wundern, 
welche Resonanz in der deutschen Publi- 
zistik diese Vorschläge bekommen haben, 
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nur weil sie von einem Sozialdemokraten 
gekommen sind. Manchmal ist es tatsäch- 
lich so — und das bewahrheitet sich bei 
Lafontaine — daß die Berühmtheit 
unmittelbar mit der Unkenntnis der 
Bewunderer zusammenhängt. 
Dieser Umbau, von dem ich rede, wird 
Mut erfordern, weil Prioritäten gesetzt 
und überholte Besitzstände in Frage 
gestellt werden müssen. Der Bundesvor- 
stand unterstützt ausdrücklich den Bun- 
desarbeitsminister in seinem Bemühen, in 
der Gesundheitsreform die Krankenversi- 
cherung so auszugestalten, daß die Aus- 
gaben der Solidargemeinschaft auf das 
Notwendige konzentriert werden, weil 
wir verhindern müssen, daß das gesamte 
Gesundheitssystem eines Tages finanziell 
zusammenbricht. Wir sind auch der Auf- 
fassung, daß jeder Verband und jede 
Organisation sich selbst gegenüber 
begründen müssen, ob alle sozialen Ziele, 
die früher einmal richtig gewesen sind, 
auch heute noch richtig sind. 

Neue Soziale Fragen 
Es muß klar sein, daß bei der Realisie- 
rung dieser Reformen der alte Grundsatz 
der Christlich Demokratischen Union 
gewahrt wird, daß die Soziale Marktwirt- 
schaft von dem engen Zusammenhang 
von Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpoli- 
tik ausgeht und daß vor allem Lösungen 
angestrebt werden müssen, die in sich 
nicht widersprüchlich sind. Ich will ein 
Beispiel nennen: Wenn der Grund für die 
Rentenstrukturreform darin zu sehen ist, 
daß wir ein Generationenproblem haben, 
dann darf diese Reform, wenn sie auf 
Dauer angelegt sein und von den Betrof- 
fenen akzeptiert werden soll, keine 
frauen- und familienfeindlichen Ele- 
mente enthalten. 

Es ist im Bundesvorstand auch klar gewe- 
sen, daß die Gesundheitsstrukturreform 
unabdingbar zwei Elemente hat, einmal 

die Einsparungen in der Größenordnung 
von sieben Milliarden Mark, die zur Be'' 
tragsstabilisierung, möglicherweise sogaf 

zur Beitragssenkung führen müssen, u^ 
zur anderen Hälfte Einsparungen in der 
Größenordnung von sieben Milliarden 
Mark für einen ersten Schritt zur Losing 
der wichtigen neuen sozialen Frage, nä^1 

lieh des Problems der Pflegebedürftig- 
keit; denn heute sind drei Millionen     ., 
Menschen pflegebedürftig, davon 600 • 
bis 700.000 schwerstpflegebedürftig. Pie 

Christlich Demokratische Union hat als 

erste Partei für dieses neue soziale P«"0' 
blem eine umfassende Lösung vorge- 
schlagen. 
Was wir in den nächsten vier Monaten 
verabschieden wollen, ist für uns gleich' 
zeitig auch ein Fitneß-Programm für de" 
kommenden europäischen Binnenmar*1 

Wir wollen durch diese Reformen sichef' 
stellen, daß das deutsche Modell einer 
funktionierenden sozialen und ökolog1' 
sehen Marktwirtschaft als Investition W 
die Zukunft auch ein Modell für ganz 
Europa sein kann. Wir müssen gerüstet 
mit einer bewährten Reformkonzeption 

in diese neue Ära des europäischen B"1' 
nenmarktes hineingehen, die im wesen*1 

chen durch die Präsidentschaft des de^' 
sehen Bundeskanzlers begründet wurde 

SPD ohne 
Zu ku nf tsperspekti ven 
Wir haben uns selbstverständlich auch 
mit dem SPD-Parteitag beschäftigt. Ictl 

glaube, daß die Sozialdemokraten in de 

Wirtschaftspolitik den Versuch gerna*^ 
haben, die Bindungen zu den Gewerk- 
schaften zu lockern. Dieser Versuch 
scheint nicht gelungen zu sein. In der 
Wirtschaftspolitik sind die Konturen 
unklar geblieben; in der Finanzpolitik 
gab es sowohl inhaltlich wie personell 
eine absolute Fehlanzeige. Infolgedesse 

hat Hans Apel heute auch die Konse- 
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9.uenzen gezogen und ist von seinen 
Ämtern zurückgetreten. 

Die Sozialdemokraten haben in der 
Frauenpolitik ein deutliches Zeichen 
gesetzt, das die Christlich Demokratische 
Union nicht nur zur Kenntnis nimmt, 
sondern für sich auch als eine Herausfor- 
derung ansieht, das, was wir in Essen und 
'n Mainz für die Gleichstellung der Frau 
beschlossen haben, ohne statutenmäßige 
Quotenregelung zu verwirklichen. Wir 
Sollen mit den Sozialdemokraten nicht in 
der Quotenpolitik konkurrieren, aber wir 
Sollen mit ihnen durchaus in den Sach- 
lagen in einen Wettbewerb eintreten und 
s'e zwingen, in den inhaltlichen Fragen 
Zumindest den Versuch zu unternehmen, 
Anschluß an unser zukunftweisendes 
Konzept zu finden. Dazu gehören bei- 
sPielsweise die Einführung der Erzie- 
hungsjahre, des Erziehungsgeldes, aber 
auch des Erziehungsurlaubes — also Ent- 
scheidungen, die wir bereits getroffen 
haben — und natürlich auch die tatsäch- 
uche Beteiligung der Frauen an politi- 
Schen Ämtern und Mandaten. 

Es ist übrigens interessant, daß die 
Sozialdemokraten in Münster den Ver- 
such unternommen haben, Anschluß an 
die Zukunftspolitik der Christlich Demo- 
kratischen Union zu gewinnen. Ich habe 
^eine Erfahrungen mit Slogans und mit 
uer Vorbereitung von Parteitagen, aber 
lch hätte mich nicht der intellektuellen 
Mühe unterzogen, einen Slogan zu erfin- 
den, der im wesentlichen von einem Slo- 
gan der anderen Partei abgeleitet ist: 
"Zukunft kommt von selbst — Fortschritt 
nUr mit uns." Das ist eine abgeleitete Ver- 
ton dessen, was die Christlich Demokra- 
tische Union ausgedrückt hat mit ihrem 
Motto „CDU - die Zukunft". Die 
Sozialdemokraten haben diese Heraus- 
°rderung also angenommen, dieser Wett- 

bewerb ist gesund und richtig. 
^ Grunde genommen geht es bei diesem 

Wettbewerb um die Frage: Wer ist die 
modernere Partei, wem trauen die Men- 
schen zu, die Bundesrepublik Deutsch- 
land und Europa in den neunziger Jahren 
positiv zu gestalten und auf die neuen 
Herausforderungen die richtige Antwort 
zu geben? Die Antwort darauf kann nach 
unserer Auffassung nicht nur mit der 
Befriedigung materieller Interessen gege- 
ben werden, obwohl ohne Wohlstand 
und ohne wirtschaftliches Wachstum 
andere wichtige Vorhaben auch nicht ver- 
wirklicht werden können. Wenn wir neue 
Wählerschichten erreichen wollen, dann 
wird dies nur möglich sein, wenn dane- 
ben auch andere Fragen — Umwelt, 
frauenpolitische Fragen, Europa, Kunst 
und Kultur — ebenfalls positiv beantwor- 
tet werden. 
Der Bundesvorstand hat noch zwei wei- 
tere Entscheidungen getroffen: Er emp- 
fiehlt der Bundestagsfraktion, bei der von 
der Koalition vorgeschlagenen Erhöhung 
der Verbrauchssteuern zu bleiben, und er 
unterstützt die Bundesregierung in ihrer 
Bemühung, die sozialen, vor allem die 
wohnungspolitischen Probleme der Aus- 
siedler rasch und menschenwürdig zu 
lösen. • 

Mehr Plätze im Zivildienst 
Wie der Bundesbeauftragte für den Zivil- 
dienst, Peter Hintze, in Bonn erklärte, 
wird die Zahl der Zivildienstplätze bis 
Ende 1989 von derzeit 93.000 auf 100.000 
erhöht. Damit wird sichergestellt, daß 
auch in Zukunft jeder Zivildienstpflich- 
tige ohne längere Wartezeit zum Zivil- 
dienst herangezogen werden kann. 
Schwerpunkt des Einsatzes bleibt der 
Dienst an alten, kranken und behinderten 
Menschen, die durch stationäre und 
ambulante Betreuung versorgt werden. 
Daneben werden Zivildienstleistende 
auch im Umweltschutz eingesetzt, etwa 
zum Schutz des bedrohten Wattenmeeres 
und bei ökologischen Projekten. 
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Verwalten statt gestalten: SPD an 
eigenen Ansprüchen gescheitert 
Der Bundesparteitag ist, gemessen an 
den eigenen Ansprüchen der SPD, 
nämlich eine Fortschrittsmehrheit zum 
Regieren nach 1990 zu bilden, kläglich 
gescheitert, erklärte Generalsekretär 
Heiner Geißler zum Abschluß des 
SPD-Parteitages in Münster. Der Par- 
teitag hat gezeigt, daß die SPD für die 
zentralen Zukunftsfragen der deut- 
schen Politik keine zukunftsweisenden 
Problemlösungen anzubieten hat. Mit 
dem Parteitagsmotto der SPD formu- 
liert, muß festgestellt werden: Mit der 
SPD in der Regierungsverantwortung 
gäbe es keine gute Zukunft, und der 
Fortschritt ginge an der Bundesrepu- 
blik Deutschland vorbei. 

Die SPD bietet inhaltlich und personell 
keine regierungs- und koalitionsfähige 
Alternative. Die SPD hat weiterhin ein 
ungeklärtes Verhältnis zu den Gewerk- 
schaften. Die SPD ist in der Wirtschafts-, 
Finanz- und Steuerpolitik zerstritten. 
Deshalb bietet sie einen wirtschaftspoliti- 
schen Versandhauskatalog an, aus dem 
jedem Bürger klar wird: SPD — das 
bedeutet Steuererhöhungen und noch 
mal Steuererhöhungen. 
Mit der Wiederwahl von Hans-Jochen 
Vogel zum Parteivorsitzenden der SPD 
hat sich der Parteitag darauf geeinigt, 
weiterhin nach dem Motto „verwalten 
statt gestalten" zu verfahren. Vogel hat 
nicht die Kraft, mutig eine Neuorientie- 
rung und programmatische Erneuerung 
der SPD wirklich durchzusetzen. 
Die SPD hat auf ihrem Parteitag gezeigt, 
daß sie nicht in der Lage ist, sich von den 
gewerkschaftlichen Fesseln zu befreien 
und auf Fragen der rasanten Entwicklung 
der Technik und der Sicherung der inter- 

nationalen Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft überzeugende Ant- 
worten zu geben. Oskar Lafontaine hat 
den Versuch eines Ausbruchs aus dem 
politischen Ghetto der Gewerkschaftspo- 
sitionen unternommen und feststellen 
müssen, daß die SPD als Ganzes dazu 
nicht bereit ist. Die Krise der Gewerk- 
schaften ist infolgedessen auch die Krise 
der SPD. 
In der Wirtschafts-, Finanz- und Steuer- 
politik hat sich die SPD auf allgemeine 
Formelkompromisse geeinigt, die den 
Zustand einer fast vollständigen Orientie- 
rungslosigkeit der SPD in Wirtschaftsfra* 
gen nur notdürftig verschleiern. Der wirt- 
schaftspolitische Antrag läßt den Leser 
nicht nur über die Finanzierung der vor- 
geschlagenen Programme im unklaren. 
Die SPD glaubt auch, alleine die Verwen- 
dung des Wortes Marktwirtschaft sei 
gleichbedeutend mit einer neuen Politik- 
Die SPD setzt weiter auf alte Konzepte 
wie Strohfeuerprogramme. Ihr Glaube an 

die Möglichkeiten des Staates auf dem 
Felde des Arbeitsmarktes ist unerschüt- 
tert. Sie ignoriert die Verantwortung der 
Tarifparteien für Arbeitsmarkt und 
Beschäftigung. Arbeitszeitverkürzungen 
mit vollem Lohnausgleich über den Pro- 
duktivitätsfortschritt hinaus widerspre- 
chen dem kleinen Einmaleins der Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarktpolitik, daß nnf 

verteilt werden kann, was vorher erwirt- 
schaftet wurde. Die Beschlüsse der SPP 
würden die Lohnnebenkosten erhöhen, 
unsere internationale Wettbewerbsfähig' 
keit beeinträchtigen und das Problem def 

Arbeitslosigkeit verschärfen. Die 
Beschlüsse sind unsozial gegenüber den 

(Fortsetzung auf der nächsten Sei' 
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£>er beste Wert seit 1979: 

3,9 Prozent Wirtschaftswachstum 
fieser kräftige Anstieg des Bruttoso- 
zialproduktes im ersten Halbjahr 1988 
bestätigt die richtige Wirtschaftspoli- 
tik der Bundesregierung. Die Daten 
Belegen, daß der Aufschwung auf brei- 
Jem Fundament steht. Die wichtigsten 
'^pulse für das Wirtschaftswachstum 
Sehen weiterhin von der Binnennach- 
,rage aus. 
ü'e nachhaltige Steigerung bei den Inve- 
rsionen und beim privaten Verbrauch 

W|derlegt all jene Kritiker, die der konse- 
quenten Steuersenkungspolitik der Bun- 

esregierung keine spürbaren Auswirkun- 
gen zubilligen wollten. Um rund 14 Mü- 
nden DM werden die Steuerzahler 

a|,ein in diesem Jahr entlastet; dieser 
Positive Schub schlägt sich in einem ver- 
werten Konsumklima, steigenden 
msätzen und günstigen Geschäftserwar- 

Ungen niecier öjes kam eindeutig auch 
etfi Arbeitsmarkt zugute, denn im 2. 

Vlerteljahr 1988 lag die Zahl der Erwerbs- 
tätigen um rund 130.000 über dem Vor- 
Jahresniveau. 
.,9 Prozent Wirtschaftswachstum — das 
,s* der beste Wert zur Jahres-Halbzeit seit 
y'9. Das doppelt Erfeuliche für den 

s
öiJrger ist, daß der anhaltende Auf- 
cnwung von einem hohen Maß an Preis- 
labüität geprägt ist. Die auf Haushalts- 

(Ü 0rtsetzung von der vorigen Seite) 
Arb 
lätder 

Arb 

eitslosen, weil sie wirkliche Solidari- 
Arbeitsplatzbesitzenden mit den 

eitslosen verhindern, die in einer Tei- 
n8 von Arbeit und Lohn bestehen 

x. ^e- Irn übrigen bleiben die Beschlüsse 
/^kulatur, solange die SPD kein Steuer- 
Pr°gramm vorlegt. 

disziplin gerichtete und von verläßlichen 
Rahmenbedingungen getragene Wirt- 
schaftspolitik der Bundesregierung zahlt 
sich für Arbeitnehmer wie Rentner, für 
Produzenten wie Konsumenten in kon- 
kreter Kaufkraftsteigerung aus. 
Da nicht nur die Investitionen kräftig 
zulegten, sondern auch die Auftragsein- 
gänge in der Industrie stetig nach oben 
zeigen und außerdem die Kapazitätsaus- 
lastung so hoch ist wie seit eineinhalb 
Jahrzehnten nicht mehr, spricht alles 
dafür, daß der Wachstumsmotor auch im 
zweiten Halbjahr 1988 auf hohen Touren 
laufen wird. Für das ganze Jahr erscheint 
damit eine Wachstumsrate von rund drei 
Prozent als durchaus erreichbar. Dazu 
trägt auch die dynamische Entwicklung 
des Welthandels bei. m 

Bewußtseinswandel nötig 
Bundeskanzler Helmut Kohl empfing am 
2. September 1988 Vertreter der Vereini- 
gung Evangelischer Freikirchen (VEF) zu 
einem Meinungsaustausch. Im Mittel- 
punkt des Gedankenaustausches standen 
die Bedeutung des christlichen Men- 
schenbildes in der Politik und der Schutz 
des menschlichen Lebens, insbesondere 
des ungeborenen Lebens. Es bestand Ein- 
vernehmen, daß der für einen wirksamen 
Schutz des ungeborenen Lebens und für 
eine kinderfreundliche Gesellschaft not- 
wendige Bewußtseinswandel einer ver- 
stärkten Überzeugungsarbeit des Staates 
und der Kirchen bedarf. 
Ein weiteres Gesprächsthema war u. a. 
das soziale Engagement der Freikirchen. 
Der Bundeskanzler würdigte den vielfälti- 
gen Einsatz der Freikirchen im sozialen 
und karitativen Bereich. 
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KPV stellt sich kulturpolitischen 
Herausforderungen 
Das kulturelle Angebot in Städten, 
Gemeinden und Kreisen ist von ent- 
scheidender Bedeutung für die Attrak- 
tivität des kommunalen Bereichs. Hier 
geht es nicht nur um das Angebot an 
Schulen und Ausbildungsstätten, son- 
dern auch um Initiativen wie zum Bei- 
spiel für Musik, Theater, Büchereiwe- 
sen, Volkshochschulen und Museen. 
Die Bedeutung der kulturpolitischen 
Initiativen in den Kommunen wächst 
mit zunehmender Freizeit der Bürger 
und dem größer gewordenen Interesse 
aus allen Bevölkerungsschichten für 
das kulturelle Angebot. 

Die Kommunalpolitiker der Union stel- 
len sich den neuen Herausforderungen 
und wollen kulturpolitische Initiativen in 
wachsendem Maße zu einem Schwer- 
punkt der Kommunalpolitik machen, 
stellt Horst Waffenschmidt, MdB Bun- 
desvorsitzender der Kommunalpoliti- 
schen Vereinigung (KPV) der CDU/CSU 
fest. 
Dazu soll unter anderem ein großer 
kulturpolitischer Kongreß dienen, der am 
20./21. Januar 1989 in Frankfurt stattfin- 
den wird. Diese Veranstaltung mit Vertre- 
tern zahlreicher kultureller Bereiche und 
Politikern aus Bund, Ländern und Kom- 
munen soll den Startschuß geben für wei- 
tere kulturpolitische Impulse der Kom- 
munalpolitiker von CDU und CSU vor 
Ort in den Städten, Gemeinden und Krei- 
sen. Erfreuliche Erfolge konnten bereits 
in etlichen Bereichen erzielt werden, zum 
Beispiel für den Denkmalschutz und für 
Jugendmusikschulen. Weitere Impulse 
für den künstlerischen Bereich und für 
Museen sollen folgen. Dabei müssen die 
vielfältigen bewährten Initiativen der 

Vereine und privaten Förderer weiter 
ermutigt werden. 

In den vergangenen Jahren ist in allen 
Teilen der Bevölkerung eine Hinwendufle 
zu den Werten von Kunst und Kultur 
besonders deutlich sichtbar geworden. 
Dies läßt sich mit einigen wenigen Zah- 
len verdeutlichen: Rund 2300 Museen 
unseres Landes verzeichneten 1987 circa 
67 Millionen Besucher. Jeder Einwohnt 
der Bundesrepublik Deutschland hat stä' 
tistisch gesehen einmal im Jahr und tn^ 
ein Museum besucht. 

In die 195 Theater — staatliche, kommü' 
nale, (öffentlich geförderte) Privattheatef 

und Festspielbühnen — kommen Jahr >ü 

Jahr etwa 23 Millionen Besucher. Etwa 
95 Kulturorchester hatten rund 2,5 M«1' 
Honen Zuhörer, 700000 Musikschüler   . 
besuchen etwa 720 Musikschulen, wobe 

die Musikschulen und -schüler sich in 
den letzten 15 Jahren verdoppelt haben- 

Sechs Millionen Bürger sind in Chören 
und Instrumentalgruppen als Laienmus 
zierende organisiert. Etwa 2 700 öffent'1' 
ehe Bibliotheken verleihen gegenwärtig 
fast 170 Millionen Bücher. 

Die innerstaatliche Kulturförderung . 
dürfte in diesem Jahr bei rund 8,5 MiU'a ' 
den Mark angelangt sein, von denen 5-> 
Prozent auf die Gemeinden, 40 Prozent 
auf die Länder und fünf Prozent auf <*e 

Bund entfallen. 

Die Kommunalpolitiker der Union w?1' 
len sich in allen diesen Bereichen von 
Kunst und Kultur dafür einsetzen, dal* 
eine attraktive und anregende kulture lie 

Landschaft auch für die Zukunft 
bleibt. 

erhalt«11 

^ 
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Rupert Scholz zum Abzug der Pershing II 

frieden schaffen mit immer weniger 
Waffen 
£«1 1. September 1988 sind die ersten 
«•ershing-Flugkörper aus Heilbronn/ 
^aldheide abgezogen und zur Vernich- 
lung in die Vereinigten Staaten trans- 
portiert worden. Danach beginnt der 
£bzug der Pershing-Flugkörper aus 
j>chwäbisch-Gmünd und Neu-Ulm. 
|^a2u erklärt Bundesverteidigungsmi- 
n,ster Rupert Scholz: 

''ö'es ist ein sichtbares Zeichen für die 
J^chtigkeit und den Erfolg der Sicher- 

e'tspoIitik unseres Landes, die in 
emeinsamkeit mit den westlichen 

Jv'iierten durch Festigkeit und Zielstre- 
'gkeit zunächst zum NATO-Doppelbe- 

*chluß und in der Folge zum Abschluß 
es INF-Vertrages als erstem wirklichem 
bl"üstungsabkommen geführt hat. 
uf der Grundlage glaubwürdiger 
oschreckungs- und gesicherter Verteidi- 

?Ungsfähigkeit streben wir — gemeinsam 
^Bündnis — auch künftig den Aus- 
geh und die Verständigung mit Län- 
, ern Osteuropas an. Im Vordergrund ste- 
^n für uns die Bemühungen um ein 

Klommen über konventionelle 
Rüstungskontrolle in Europa, das im 
esonderem Maße uns Deutschen am 

^erzen liegen muß. 
^er Abzug der ersten Pershing II aus der 

undesrepublik Deutschland ist zugleich 
Reit    ' der amerikamscnen Soldaten zu 
Renken, die in Erfüllung ihrer Pflicht 
^r "-eben verloren oder schwer verletzt 
ri 

rden. Dank gebührt ebenso allen ame- 
re

Kanischen Soldaten, die in der Bundes- 
d.publik Deutschland ihren Dienst an 
undCn Wa^ensystemen geleistet haben 

d bis zum endgültigen Abzug aller 

Pershing II leisten werden. Trotz ihres 
nicht immer leichten Dienstes und trotz 
der Erleichterung der Bevölkerung, daß 
diese Waffensysteme nun nicht mehr 
gebraucht werden, sollen sie in dem 
Bewußtsein unser Land verlassen, daß 
die große Mehrheit unserer Bürger ihren 
Beitrag zur Erhaltung unserer Freiheit in 
Frieden dankbar anerkennt. 
Nicht zuletzt gilt mein Dank den Bürgern 
der an die Pershing II und Marschflug- 
körperstandorte angrenzenden Gemein- 
den. Manche beobachteten die Stationie- 
rung mit Sorge, viele sahen die Notwen- 
digkeit ein und nahmen die damit ver- 
bundenen Unannehmlichkeiten in Kauf. 
Dies war eine Belastung, die sie für die 
gesamte Bevölkerung unseres Landes 
getragen haben. 
Heute können sie erkennen, daß diese 
Belastung nicht umsonst war und daß die 
Perspektiven für die Erhaltung des Frie- 
dens mit weniger Waffen und mehr Sicher- 
heit noch nie so gut waren wie heute." 

Zitat 
„ Wir sind heute zusammen mit zwei, 
drei anderen Ländern das Land mit 
dem höchsten Lebensstandard in der 
Welt, mit dem höchsten sozialen Stan- 
dard, mit einem ungekannten Maß an 
Freiheit. Das können wir alles erhalten, 
wenn wir nicht im Status quo verharren, 
sondern indem wir uns auf die Zukunft 
vorbereiten." 
(Helmut Kohl in der „Stuttgarter Zeitung" 
vom 31. 8. 1988) 
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Frauenquote ist undemokratisch 
Ingrid Roitzsch, parlamentarische 
Geschäftsführerin der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, gab der „Kolni- 
schen Rundschau" ein Interview über 
die Frauenquote. 

Frage: Die SPD hat eine Frauenquote 
beschlossen. Kann das ein Modell auch für 
die CDU sein? 
Roitzsch: Nein, weil ich diese Quoteför 
undemokratisch und für Frauen absolut 
schädlich halte. Künftig werden dann in 
der SPD Frauen nicht mehr nach Qualität 
und Fähigkeiten, sondern nach Geschlecht 
beurteilt. 
Frage: Aber es gibt doch auch in der CDU 
Frauen, die die Quote befürworten, weil 
sich die Gleichberechtigung in der Praxis 
nicht durchsetzen läßt. Ist da nicht etwas 
dran ? 
Roitzsch: Es ist das sympathische an der 
großen Volkspartei CD U, daß verschie- 
dene Meinungen Platz haben. Ich persön- 
lich als Frau und auch viele Kolleginnen 
lehnen die Quote ab. Wir haben auf unse- 
rem Parteitag in Wiesbaden Grundsätze 
beschlossen, die ich als Meßlatte ansehe. 
Es ist sinnvoll, daß das Bewußtsein der 
Herren in der Partei ein bißchen geschärft 
wird. Aber ich halte es für unerträglich, 
daß zum Beispiel ein qualifizierter Mann 
wegen der Quotenregelung zugunsten einer 
Frau zurücktreten muß. Im umgekehrten 
Fall würde ich mich auch als Frau beschwe- 
ren. Man muß doch damit rechnen, daß es 
eines Tages eine Männerquote oder eine 
sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft 
der Männer gibt. 
Frage: Aber ist dies nicht Theorie, zumal 
sich Frauen bei gleicher Qualität schon in 
den Ortsverbänden nicht durchsetzen kön- 
nen? 
Roitzsch: Das hat sich geändert. Es ist 
zwar im großen und ganzen noch etwas 
schwerer für Frauen. Sie müssen qualifi- 

zierter sein. Aber die Frauen haben zuneh- 
mend gelernt zu kämpfen, zäh zu sein und 
Durchstehvermögen zu zeigen. Die Zusatt1' 
mensetzung in der politischen Struktur 
nach Geschlechtern halte ich für anomal- 
Frage: Im Bundeskabinett gibt es immer 
die Vorzeigefrau, im Moment sind es 
zwei... 
Roitzsch:... Einspruch. Wir haben ersttnO' 
lig zwei Ministerinnen, und wir haben erst' 
malig unter einer CDU-Regierung ein 
Frauenministerium. Schließlich gibt es 
noch drei Staatssekretärinnen und eine 
Staatsministerin. Diese Bundesregierung 
hat bisher am Kabinettstisch die meisten 
Frauen aufzuweisen, und das ohne Quote- 
Frage: Zwei sind gegenüber einer Ministe 
rin zwar hundert Prozent mehr, aber abso- 
lut ist die Zahl doch sehr gering. 
Roitzsch: Das können gerne mehr werden- 
Wir haben viele tüchtige Frauen in der 
Bundesrepublik, die qualifiziert wären, arn 

Kabinettstisch zu sitzen. 
Frage: Und wann werden wir die erste 
Kanzlerin oder Bundespräsidentin bekont' 
men? 
Roitzsch: Im Moment haben wir einen se'1 

guten Kanzler und einen sehr guten Bun' 
despräsidenten. Aber wenn beide einntO' 
nicht mehr wollen, und es ist eine gute 
Frau da, dann würde ich das auch als not" 
mal ansehen. Auch diese Ämter sollen 
nicht nach Geschlecht, sondern nach Qua 

fikation besetzt werden. 

Zitat 
„ Ich sage aber auch in aller Deutlich- 
keit: Der europäische Binnenmarkt dau 
nicht zum Vorwand für den Ausstieg 
aus strengeren Vorschriften zum Wohl 
der Arbeitnehmer werden." 
(Helmut Kohl auf dem Gewerkschaftstag «,lf 

IG Chemie in Karlsruhe) 

J 
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Georg Gölter neuer Kultursprecher 
der CDU 

.er Bundesfachausschuß Kulturpoli- 
tik der CDU hat in seiner Sitzung am 
Vergangenen Wochenende den rhein- 
Jjjnd-pfälzischen Kultusminister Georg 
Wolter zum neuen Vorsitzenden 
Jjewählt. Gölter ist zugleich Sprecher 
"** der Union angehörenden Kultus- 
Jnd Wissenschaftsminister. Gölter 
"änkte nach seiner Wahl dem bisheri- 
gen Vorsitzenden des Bundesfachaus- 
^husses, Peter Bendixen MdL (Kiel), 
Ur die in den zurückliegenden sieben 

Jahren geleistete Arbeit. 

^'s Schwerpunkte der künftigen Arbeit 
es Ausschusses nannte Gölter folgende 
fernen: 
1 Die Kulturpolitik im engeren Sinne, 
erstanden als Förderung von Kunst und 

^u'tur, hat in der Politik der CDU einen 
*°hen Stellenwert. Gemäß einem 
pschluß des 36. Bundesparteitages vom 
uni diesen Jahres wird der Ausschuß 
e,tlinien zur Kulturpolitik erarbeiten 

Und der Öffentlichkeit vorstellen. 
Der Ausschuß wird sich intensiv mit 

en Auswirkungen der Verwirklichung 
<les 
bef; 

europäischen Binnenmarktes ab 1992 
assen und Vorschläge erarbeiten, in 

elcher Weise sich die nationale Schul- 
pnd Berufsbildungspolitik auf künftige 

ntwicklungen einstellen kann. 
lii Zusammenhang mit der Entwick- 

. .n8 zukunftsorientierter Grundsätze zur 
"dungspolitik wird der Bundesfachaus- 

cnuß die Arbeit der Enquete- Kommis- 
l0" »Bildung 2000" des Deutschen Bun- 
estages begleiten und dazu beitragen, 

p" die Kommissionsarbeit zu soliden 
^r8ebnissen finden kann. Die CDU wird 

c"t zulassen, daß diese Enquete-Kom- 

mission zum Profilierungsinstrument der 
SPD verkommt. 
• Besondere Aufmerksamkeit wird der 
Bundesfachausschuß Kulturpolitik der 
Entwicklung der Studienzeiten an den 
deutschen Hochschulen widmen. Hier ist 
nicht zuletzt auch durch fragwürdige Vor- 
gaben bei der Anfertigung von Zulas- 
sungs- und Diplomarbeiten sowie durch 
eine zeitaufwendige Prüfungspraxis — 
eine Situation entstanden, die sich immer 
stärker zu Lasten der Studierenden aus- 
wirkt. • 

Mehr Ausbildungsplätze 
als Bewerber 
In den ersten neun Monaten des Berufs- 
beratungsjahres 1987/88 war das Ange- 
bot an Ausbildungsplätzen erstmals wie- 
der deutlich höher als die Nachfrage. 
523.600 offenen Lehrstellen stehen 
485.000 Bewerber gegenüber. Die Ange- 
botsschere hat sich damit zugunsten der 
Bewerber weiter geöffnet. Der Bewe- 
gungsspielraum, der in den vergangenen 
Jahren aufgrund des Bewerberüberhan- 
ges sehr gering war, ist damit erstmals 
stark erweitert worden. 
Auch wenn der Ausbildungsstellenmarkt 
grundsätzlich eine sehr erfreuliche Ten- 
denz zeigt, ist jedoch die regionale Vertei- 
lung der freien Ausbildungsplätze 
bedenklich. Während die Wirtschaft im 
Süden händeringend nach Lehrlingen 
sucht, ist es insbesondere im Westen 
schwierig, einen geeigneten Ausbildungs- 
platz zu finden. Eine besonders schlechte 
Struktur besteht in Nordrhein-Westfalen 
und Bremen, erklärt der bildungspoliti- 
sche Sprecher der Bundestagsfraktion, 
Klaus Daweke. 
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Wirtschaft auf vollen Touren 

uper 
'88 

Die Wirtschaft in der Bundesrepu- 
blik Deutschland steht in diesem 
Jahr vor neuen Rekorden. 

i Prozent Wachstum erwartet. 
Erste positive Wirkungen 

der Steuerreform. Bundes- 
bürger sorgen für Umsatz- 

plus im Einzelhandel bei 
weiter stabilen Preisen 

Damit haben selbst die Fachleute nicht 
gerechnet: Die Wirtschaft in der Bundesrepu- 

blik läuft auf vollen Touren. Vergessen sind die 
pessimistischen Vorhersagen der SPD vom 

Jahresanfang. Jetzt lauten die begründeten 
P^h Prognosen auf eine Steigerung des Wirt- 
^L     Schaftswachstums  um   drei   Prozent,  und 
j^AV ForteaUung Salt« 2 

Die MmtapriM MM! 

i\l:t,<,Kl,.   .;•:,: 
Kombtrm- 

tkxtfurden 
Hmtal 1988 aus 

dtfKMMHn 
dar Hamburger 

MDdMoMpUMh 
PalHaü BaCfla» 

DtoiKfiieui 

Audi m dar zweiten Harrte des Jahres können t» 
Verbraucher in der Bundesrepublik mat slaoaan Pi*- 
sen rechnen Das geht aus dar EmkautsprtoS»»' 
st* der Mittel- und Großbetriebe des Einreiht«)«0 

BuMtesJuiuter Helmut Kot* 
fcttsledter sind uns willkommen 
Zu einer groBen nationalen Anstrengung zugunsW 
der Aussiedlw hat Bundeskanzler Helmut tW*** 
Deutschen autgerulen In diesem Jahr wen*" 
200000 Deutsche aus Polen. Rumanian und «* 
Sow|etunron bei uns erwartet Der Kanzler «•<£ 
.wenn wir zusammenhalten, wenn Bund. Lande» 
und Gemeinden, die Kirchen und soziale Organs*' 
tionen jetzt netten, daB das« Menschen «na net* 
Heimat finden. muO das doch gelingen Ffir * 
deutschen Landsleute werde das notwendige V 
tan, .auch wenn das Geld kosten wird* 

Aiito-ProduktJon auf neuer 
Rekorthöhe 
Mit knapp 2.5 Millionen wagen legte die deut*"* 
Auto-lndustrte m ersten Halbjahr einen neuan Pn£ 
duktlonsrekord auf kl der »weiten Hem« **J*!r 
nach Angaben das Verbandes dar Aulomob*0*1" 
strle die positive Entwicklung fortsetzen. 
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Neues CDU extra 
^Wirtschaft auf vollen 
Touren/Super 88" 
^b sofort steht mit der neuen Ausgabe 
?n CDU extra allen Verbänden wieder 
ln aktuelles Massenverteilmittel zur Ver- 
jüng. Im Mittelpunkt dieser Ausgabe 
tehen Berichte über die auf vollen Tou- 

rel laufende deutsche Wirtschaft. Die 
.r'olgreiche Ostpolitik von Bundeskanz- 
er Helmut Kohl ist ein weiterer aktueller 
chwerpunkt vor dem Hintergrund der 
e'se des Bundeskanzlers nach Moskau. 
rgumentativ und einprägsam werden 
°ch einmal die Steuerreform und die 
esundheitsreform erläutert und begrün- 

J*- Mit Artikeln und Nachrichten zum 
"ema Umweltschutz greift CDU extra 

das ständig wachsende Interesse der Bun- 
desbürger für den Umweltschutz auf. 
Mit diesem aktuellen Verteilmittel sind 
Sie bestens gerüstet für Ihre herbstlichen 
Aktionen und Informationsstände. 
Zum bewährten Preis! 
CDU extra „Wirtschaft auf vollen Tou- 
ren/Super 88", 8 Seiten, vierfarbig, zum 
gewohnt günstigen Preis von 10 Pfennig. 
Bestell-Nr.: 2099 
Mindestabnahme: 250 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 25, — DM 
zuzügl. MwSt. 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum, Postfach 1328 
4804 Versmold 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

„Die Schöpfung bewahren — 
das Leben schützen" 
29. Bundestagung des EAK der CDU/CSU 
Unter diesem Motto lädt der EAK-Bundesvorsitzende, Staatsminister Albrecht Mar- 
tin, MdL, am 7./8. Oktober 1988 im Konrad-Adenauer-Haus in Bonn zur 29. Bundes- 
tagung des EAK der CDU/CSU ein. Die Veranstaltung wird am Freitag, dem 7. Okto- 
ber, um 20 Uhr mit dem „Theologischen Abendgespräch" zwischen Bundesumweltmi- 
nister Klaus Töpfer und Landesbischof D. Hans von Keler eröffnet. 
Generalsekretär Dr. Heiner Geißler und Bundesminister Dr. Wolfgang Schäuble wer- 
den am Samstagvormittag die Hauptvorträge halten. Im Anschluß daran bieten fol- 
gende Gesprächsforen Gelegenheit, mit den Podiumsteilnehmern, zu denen u. a. Dr- 
Reinhard Göhner, MdB, Prof. Dr. Martin Honecker, Prof. Dr. Wolf Häfele, Frau Pr°f' 
Dr. Traute Schroeder-Kurth und Christa Thoben, MdL, zählen, intensive Diskussio- 
nen zu führen: 
Forum I: Das Leben schützen 
Forum II: Die Schöpfung bewahren 
Forum III: Die Zukunft sichern 
Bitte fordern Sie ein ausführliches Programm an: 
Evangelischer Arbeitskreis der CDU/CSU Konrad-Adenauer-Haus, 5300 Bonn * 
Telefon (02 28) 5 44-3 02 
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